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  1. Prolog




   




  Wien ist eine Weltstadt. Das ist ein Satz, den viele Wiener ohne Ironie kaum über die Lippen bringen. Denn die Wiener sind zwar Meister der Nabelschau, aber so richtig ernst nehmen sie ihre Heimatstadt nicht. Wie alles, was aus dem kleinen Österreich kommt.




  Und so haben viele nicht bemerkt, dass Wien inzwischen auch nach internationalen Maßstäben zu einer (fast) echten Großstadt geworden ist. Einer von vielen freilich: Denn war früher der Begriff „Metropole“ für Paris oder London reserviert, ist die Liste interessanter Städte inzwischen lang: Prag, Tel Aviv, Barcelona etc. Das ist auch kein Wunder, schließlich leben wir „im Zeitalter der Städte“. Die Hälfte der Weltbevölkerung wohnt in Ballungsräumen, bis 2050 sollen es drei Viertel sein. 




  Dabei sah es einmal ganz anders aus: 1987 lebten in Wien gerade einmal 1,48 Millionen, ein historischer Tiefstand. Man sprach von „schrumpfenden Städten“. Derzeit leben in Wien 1,8 Millionen Menschen. Allein in den vergangenen 14 Jahren wuchs Wien um 250.000 Bewohner, etwa so viele Menschen, wie in Graz leben. Innerhalb nur eines Jahrzehnts, von 2003 bis 2013, sei die Wiener Bevölkerung um ein Zehntel gewachsen, samt Umgebung sogar um 13 Prozent. Wien ist nach Berlin die zweitgrößte deutschsprachige Stadt und gehört zu den am stärksten wachsenden Städten der EU (hinter Brüssel, Stockholm und Madrid). Das macht etwas mit der Stadt, mit ihrem Charakter. Nur was genau? Andere Hautfarbe, andere Sprache, andere Kopfbedeckung fallen etwa nicht mehr auf. Wenn einer in der U-Bahn hinschaut, muss es schon eine Ganzkörperverschleierung sein. Etwa die Hälfte der Wiener Bevölkerung hat inzwischen Migrationshintergrund. Wiener und Wienerinnen, deren Eltern aus Serbien, der Türkei oder anderen Drittstaaten zugewandert sind, haben schlechtere Chancen, einmal beruflich erfolgreich zu sein und gut zu verdienen. Während der Anteil jener, die mindestens Matura haben, insgesamt steigt, bleibt er bei Kindern von Zuwanderern aus EU-Drittstaaten – also etwa Serbien, Bosnien oder der Türkei – seit Jahren gleich, es steigt somit bei dieser Gruppe der Anteil jener, die nur niedrige oder mittlere Bildung haben. Was auffällt, sind die vielen jungen Deutschen. Der bundesdeutsche Akzent gehört inzwischen zum Sound des Schottentors (Uni Wien). Dass Migranten oder Kinder von Zugewanderten schlechtere Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben, lässt sich aber nicht einfach durch niedrigere Bildungsniveaus erklären. Im Gegenteil: Bildung garantiert keinen sozialen Aufstieg. Erst vor kurzem zugewanderte Migranten haben im Schnitt deutlich höhere Abschlüsse als die Gastarbeiter der 60er- und 70er-Jahre: Damals hatten 55 Prozent maximal Pflichtschulabschluss, heute sind es nur noch 27 Prozent. Von jenen, die in den letzten 15 Jahren zuwanderten, hatten 48 Prozent Matura oder ein darüber hinausgehendes formales Bildungsniveau. Trotzdem haben sie schlechtere Jobs.




  Wien ist tendenziell noch immer grantig. Aber, die Grenze zwischen Wiener Grant und Hauptstadt-Arroganz ist verschwommen. Wien hat es einfach eiliger als früher, die Menschen gehen rascher, wirken beschäftigt und trinken ihren Kaffee nicht mehr im Stehen, sondern im Gehen. Das Tempo hat sich erhöht. Damit liegt Wien im Trend: Die durchschnittliche globale Gehgeschwindigkeit in Städten ist merkbar gestiegen: 1994 brauchte man für 20 Meter 13,76 Sekunden, 2007 nur mehr 12,49. Das subjektive Empfinden, dass man mehr im Stau steht oder es sich in der U-Bahn drängt, täuscht nicht. Nehmen wir das Beispiel öffentlicher Verkehr: Rund 900 Millionen Fahrgäste verzeichneten die Wiener Linien 2013, im Jahr 1994 waren es 669 Millionen. Nun ist zwar das Netz der Wiener Linien stark gewachsen, vor allem in der Peripherie. Im innerstädtischen Bereich stieg dagegen vor allem die Auslastung. Rund ein Drittel der Fahrgäste der Wiener Linien sind auf nur fünf Linien unterwegs. 2002 wurden zwei Prozent aller Wege in Wien per Fahrrad zurückgelegt, 2012 waren es 6,3 Prozent. Schätzungsweise gibt es eine Million Fahrräder in der Stadt. Verkehr ist inzwischen auch das kommunalpolitische Thema mit dem höchsten Erregungspotenzial.




  Ein anderes Thema, über das die Wiener viel reden, ist das Wohnen. Leider boome nur der freifinanzierte Wohnbau, nicht der geförderte, der Fehlstnad kann mit Fehlbestand mit 3.500 Einheiten im Jahr beziffert werden. Daher hätten die Preise für Eigentumswohnungen von 2010 bis 2013 um 9,4 Prozent jährlich angezogen, obwohl sich die Gründe "nur" um 5,4 Prozent p.a. verteuert hätten. Inzwischen ist auch in Wien die Suche nach einer leistbaren Wohnung ein Nebenjob. Nicht nur für Studenten, auch für die Mittelschicht. Zwar leben etwa zwei Drittel der Wiener im geförderten Wohnbau, denn der letzte echte Gemeindebau wurde vor zehn Jahren in Liesing errichtet, was lange Zeit auch den Druck vom privaten Mietpreisniveau genommen hat. Aber mit der wachsenden Stadt sind trotzdem die Mietpreise auf dem privaten Markt kräftig angestiegen. Leistbares Wohnen kommt in den Raumordnungen in Österreich nicht vor. Wer neu nach Wien zieht, kann sich entscheiden: teuer mieten, teuer kaufen. Angesichts der Knappheit von Baugründen für günstige neue Wohnbauten speziell in Großstädten wie Wien werden Rufe nach Zwangsmaßnahmen - von Wertsteigerungsabgaben bis hin zu Enteignungen - laut. Wegen der rasant steigenden Grundstückspreise - in Wien um 160 Prozent von 1987 bis 2010 - und der tendenziell rückläufigen Liegenschaftsreserven sollte eine grundsätzliche Debatte über die Sozialpflichtigkeit des Eigentums geführt werden. Gelingt es nicht, die Grundpreis-Situation in den Ballungsräumen in den Griff zu bekommen, ist der geförderte Mietwohnungsbau nicht mehr möglich.




  Wozu führen wir historische Aufzeichnungen? Nun, damit die Nachwelt erfährt, wer wir waren. Es liegt auf der Hand, dass wir etwas so lebenswichtiges nicht dem Zufall überlassen können. Oder würdet jemand daran denken, die eigenen Gewänder von blinden Näherinnen fertigen zu lassen? Würde es jemand zulassen, im Dunkeln für einen Staatsakt gekleidet zu sein, ohne dass die schmückenden Farben und Muster zu erkennen sind? Natürlich nicht. Und so sollte es auch mit den Worten sein, die künftige Generationen über uns lesen werden.




  Wir müssen nach der Wahrheit der Wahrheiten suchen, die in den Schleier der Geschichte eingebettet ist, so wie Gold in der Erde liegt und darauf wartet, von der Hand des Schürfers befreit zu werden. Der Vergleich zwischen Wahreheit und Gold kann noch erweitert werden: Denn was ist Gold? Es ist das Metall, das am schwierigsten der Erde abzuringen ist. Ist es einmal in unserer Hand, so blendet es durch seinen Glanz, beflügelt die Sinne und ist das gefügigste und formbarste aller Metalle. Sein Glanz kann mit dem Licht der Sonne wetteifern. Es ist seine Bestimmung zu dienen. Und dasselbe gilt für die Wahrheit.




   




   




  2. Wien – eine Einleitung




   




  Wien ist nicht nur die bekannteste, sondern zugleich auch die Hauptstadt Österreichs. In Österreich selbst muss Wien als eine Supermetropole bezeichnet werden. Da der Begriff Supermetropole gefallen ist, verwundert es nicht, dass diese Stadt auch über die höchste Anzahl von Einwohnern verfügt. Nimmt man die Stadt selbst her, so ist die Rede von 1.731.236 Einwohnern, was dem Stand vom 1. Jänner 2012 entspricht. Zieht man den Ballungsraum zu Rate, so ist die Rede von 2.419.000 Einwohnern. Wird diese Zahl hergenommen, so ist festzustellen, dass ungefähr ein Viertel der Gesamtbevölkerung Österreichs in dieser Region anzutreffen ist. Die Bevölkerungsdichte beträgt 4.132 Einwohner pro Quadratkilometer. Der Ausländeranteil beträgt 22,3 Prozent, die Arbeitslosenquote etwa 9,1 Prozent (Stand Januar 2013). Außerdem kann festgehalten werden, dass Wien die siebtgrößte Stadt der Europäischen Union ist.




  Neben New York, Genf und Nairobi ist Wien einer der vier Amtssitze der Vereinten Nationen. Seit dem 23. August 1979 ist das Internationale Zentrum Wien (Vienna International Centre, VIC) Sitz verschiedener UNO-Einrichtungen. Allgemein bekannt als "UNO-City", wurde das VIC nach den Plänen des österreichischen Architekten Johann Staber auf dem Gelände des Donauparks errichtet und den Organisationen für 99 Jahre zu einer symbolischen Miete von 1 Schilling (7 Eurocents) pro Jahr übergeben. Über 4.000 Beschäftigte aus mehr als 100 Ländern arbeiten hier bei den internationalen Organisationen. Etwa ein Drittel davon sind Österreicher. Die Betriebskosten des Zentrums von jährlich etwa 22 Millionen Euro werden von den Organisationen selbst bezahlt. Nach offiziellen Angaben fließen pro Jahr rund 360 Millionen Euro in die österreichische Wirtschaft in Form von Verwaltungsausgaben, Ankauf von Bürobedarf und -einrichtungen, sowie Ausgaben von Personal und Konferenzdelegierten.




  Wien ist allerdings das kleinste Bundesland Österreichs. Es verfügt über eine Fläche von 414,87 Quadratkilometer. Es ist außerdem vollständig von dem benachbarten Bundesland Niederösterreich umgeben. Wien ist außerdem eines von vier Bundesländern in Österreich, das Weinanbau betreibt. 1,6 Prozent der Fläche werden von Weingärten eingenommen. Waldflächen bedecken etwa 17,8 Prozent der Gesamtfläche Wiens.




  Wie „rot“ ist Wien wirklich noch? Ist es überhaupt noch „rot“ oder ist es schon tief „schwarz“? Kann sich das „Rote Wien“ noch mit dem messen, was einmal das „Rote Wien“ war? Es gibt einen Bürgermeister, der von sich behauptet „rot“ zu sein, ist er das wirklich? Es gibt immer noch eine Sozialistische Partei, sie existiert immer noch, aber wird sie diesen Namen noch gerecht?




  Gerade Wien eignet sich ganz besonders dazu diese Fragen zu beantworten. Gerade jetzt, wo Wien vor der Wahl steht, wo alles versprochen wird, wo alle Genossen aktiviert werden und der Kanzler, der Bürgermeister auch von sich behauptet ein „Roter“ zu sein, die in allen Medien zitiert werden, die multipräsent sind, die aber nach der Wahl wieder von der Oberfläche verschwinden werden, wie es in den letzten fünf Jahren geschehen ist. Sie werden zwar wie schon immer, in den Zeitungen abgelichtet werden, Probleme werden sie aber, wie in den letzten Jahren auch schon, nicht lösen können, dafür sind sie nicht gewählt worden. Alles wird wie immer beim alten bleiben, ändern werden sich nur die Bezüge dieser Damen und Herren. Der Bürgermeister selbst, hat in einem Fernsehinterview zugegeben, dass er sich die letzten 20 Jahre auf seinen Ruhestand vorbereitet. Jetzt ist es soweit, er wird seine letzte Schlacht, seinen letzten Wahlkampf schlagen und wenn gewählt worden ist, wird er sich in die Pension flüchten.




  Wien ist anders – so steht und stand es auf diversen Werbeplakaten. Ist Wien wirklich anders? Wien hat so viele Einwohner wie seit 80 Jahren nicht mehr. Anfang Oktober 2014 lebten 1,8 Millionen Menschen in der österreichischen Hauptstadt, wie die Stadtverwaltung mitteilte. Das sei der höchste Stand seit 1934. Damals lebten 1,94 Millionen Menschen in Wien. 1910 waren es sogar mehr als 2 Millionen Menschen. Ein Geburtenplus und Zuwanderung sorgten derzeit für ein jährliches Wachstum der Stadt um rund 25 000 Menschen, hieß es. In den vergangenen 14 Jahren habe die Bevölkerung Wiens um etwa 250 000 Menschen zugenommen. Die österreichische Hauptstadt ist damit nach Berlin die zweitgrößte deutschsprachige Stadt. Wien ist die Stadt, in der ein Viertel aller Einwohner Österreichs lebt. Danach kommt Graz mit gut 300.000 und Salzburg mit gut 200.000 Einwohnern.




  Es steht auch auf Werbeplakaten geschrieben, dass Wien 1,7 Millionen Gehirne hat und dass diese genützt werden sollten. Werden sie genützt? Wie wir wissen, ist der gesunde Verstand das, was in der Welt am besten verteilt ist; denn Jedermann meint damit gut versehrt zu sein, dass selbst Personen, die in allen anderen Dingen schwer zu befriedigen sind, doch an Verstand nicht mehr, als sie haben, sich zu wünschen pflegen. Und unser Bürgermeister macht daraus auch gar keinen Hehl, dass er damit weit besser ausgestattet ist, als alle anderen. “Ihr könnt einen von diesen Blödeln wählen, aber ihr müsst wissen, was ihr tut.” Gerade jetzt hat der Wahlkampf begonnen, auch dazu hat er etwas zu sagen, allerdings hatte er das schon beim letzten Wahlkampf von sich gegeben. “Wahlkampf ist Zeit fokussierter Unintelligenz. Da passieren halt gelegentlich Dinge, die nicht gescheit sind – leider auch in der eigenen Partei” oder “Wien darf nicht verwechselbar mit dem Zentralfriedhof werden.” Wenn das Ideal der Demokratie kein Wahnbegriff sein soll, brauchen genügend Leute einen funktionierenden Verstand. Wissen hat nach wie vor wenig mit so etwas wie Wahrheit oder Vernunft zu tun, sondern wie zu allen Zeiten weit mehr mit im Grunde ungerechtfertigter Macht. Um Informationen für eine bestimmte Gruppe von Leuten nützlich zu machen, ist es erforderlich, dass dieses Wissen bei einer anderen Gruppe von Menschen Handlungen auslöst, die den Erfolg einer Ansage bestätigen. Es geht darum, den Willen der großen Masse zu beherrschen. Die Vorspiegelung scheinbarer Tatsachen trägt ganz besonders dazu bei, die ungebildeten Bevölkerungsschichten in ihrer ethischen Orientierung zu verwirren.




  Das unsere Gehirne etwas verwirrt sind, zeigt folgende Aussage: “Sie sind noch schöner als im Fernsehen”, so eine junge Waldviertler Besucherin beim Tag des offenen Kanzleramts mit einer freudigen Botschaft für Werner Faymann.




  Eine Tyrannei der Verhältnisse, wie sie eine Politik der Sachzwänge vorgaukelt, hat mit einem demokratischen Gemeinwesen nichts zu tun. Der Aberglaube der breiten Bevölkerung an eine im Grunde rationale Weltordnung, die für alle Menschen gleichermaßen gültig ist, zugunsten weniger Bestimmer – wie Häupl, Faymann, Ludwig, Neumayer1 - ausgenutzt wird. Das gelingt nicht ohne die bewusste Aufarbeitung vieler Widersprüche, von denen die Gesellschaften der westlichen Industrieländer durchsetzt sind und von denen der wirkungsvollste in Form einer logisch-formalen Allgemeingültigkeit kursiert, die aus dem Hut gezaubert ist.




  Immerhin sei die SPÖ die “lustigere Partei, wenn ich mir all die anderen mieselsüchtigen Koffer anschaue, die so herum rennen.” – Diese Aussage Häupls 1999 sorgte für einiges an Aufsehen, von der Opposition wird sie ihm ab und an gerne heute noch vorgeworfen.




  “Wien darf nicht verwechselbar mit dem Zentralfriedhof werden.”  Vielleicht ist es das aber schon.




  Über unser aller Tagesarbeit walte die eine Parole: einige Zusammenarbeit aller Bürgern,  zwischen den demokratischen Parteien, zwischen Gemeinden, Ländern und Staat, vor allem zwischen der Gemeinde Wien und der Staatsregierung! Dies ist das Zauberwort, das uns das Tor in eine bessere Zukunft öffnen wird.




  Der Bürgermeister Theodor Körner führte unter anderem aus: „Ich danke Ihnen, Herr Staatskanzler, für den Beschluss der Staatsregierung vom 10. Juli, betreffend das Wiener Verfassungs-Überleitungsgesetz, und für den Beschluss vom 31. Juli, womit die Berufung der derzeitigen Verwaltung der Stadt Wien erfolgt ist. Durch diesen Beschluss ist die Stadt Wien, ... , auf eine Verfassungsmäßige Grundlage gestellt. [ ... ] Es sind Ausnahmezeiten, in denen wir leben, und also hat die Provisorische Staatsregierung zur Sicherung der Einheitlichkeit der Staatsführung erhöhte Garantien vorgesehen. Mit dem Tage, wo freie Volkswahlen möglich und vollzogen sein werden, tritt auch die Gemeinde Wien in den vollen Besitz ihrer autonomen Rechte.




  Die Staatsregierung sehnt die Stunde herbei, wo das österreichische Volk ..., das es würdig und fähig ist, in einem freien und demokratischen und unabhängigen, friedlichen Staatswesen sich selbst zu regieren und in die Weltfriedensgemeinschaft aller Nationen als bescheidenes und doch seines Wertes bewusstes Mitglied einzutreten, bereit, alle Pflichten dieser Gemeinschaft getreulich zu erfüllen.“ Das war im August 1945. Heute ziehen jährlich zwischen 25.000 und 30.000 Menschen nach Wien, weil Wien eine lebenswerte Stadt ist, die entsprechende Rahmenbedingungen bietet. Ungefähr zehnmal so viele Menschen pendeln täglich in die Stadt, weil Wien gute Standortfaktoren aufweist - Wien bietet 300.000 Arbeitsplätze mehr als Niederösterreich.




  Weiters biete Wien ein hervorragendes Angebot öffentlicher Verkehrsmittel: Die Wiener Verkehrsmittel sind dank der rot-grünen Stadtregierung mit 365 Euro-Jahreskarte nicht nur günstig, sie sind auch zuverlässig: 365 Tage im Jahr, 24 Stunden am Tag kann man sich darauf verlassen.




  Und noch eines bietet Wien, wie keine andere Stadt in Österreich oder in Europa, vielleicht in der ganzen Welt. "Der Tod, das muss ein Wiener sein": Die morbid-charmante Textzeile aus dem gleichnamigen Wienerlied von Georg Kreisler2 gibt einen untrüglichen Hinweis darauf, was den Wienern oftmals nachgesagt wird: ein besonders Verhältnis zum Tod, zu dem "a schöne Leich" genauso gehört wie der berühmte "Hoizpyjama" als Synonym für den Sarg als letztes Kleidungsstück. Teil der mit dem Tod liebäugelnden Seele Wiens ist seine vielfältige Friedhofslandschaft: von riesige Friedhofsanlagen mit pompösen Grabmählern und Dutzenden Ehrengräber über in sonst unattraktiven Gegenden der Stadt gelegenen friedhöfliche Juwelen bis hin zu kleinen Gottesäckern mit schlichten Gräbern oft anonymer Toter.




  Die veröffentlichte Lebensstudie 2013 bestätigt die gute Arbeit der Wiener Stadtregierung: "97 Prozent der Wienerinnen und Wiener leben gerne in unserer Stadt, so soll es auch bleiben".




  Erhard Busek3 von der ÖVP hat gemeint, die eigene Partei muss interessanter und lustiger werden. Beurteile ich ihre heutigen Beiträge, so kann man die Bitte seines Parteikollegen nur unterstreichen. Bitte, werden Sie interessanter und lustiger.




  Die Menschen, die hier leben, finden es beleidigend, wie die Menschen Wiens hingestellt werden! Wien wächst und das ist ein gutes Zeichen - immer mehr Menschen wollen in dieser Stadt leben und das ist nachvollziehbar. Die gute urbane Infrastruktur, die ausgezeichnete Gesundheitsvorsorgung, die Bildungsmöglichkeiten, der soziale Wohnbau, die zahlreichen Freizeitmöglichkeiten, die Vielfalt der Kulturangebote und die Tatsache, dass Wien eine sichere Stadt ist, sind nicht zuletzt Gründe hierfür. Eine SPÖ kümmert sich um die Wienerinnen und Wiener - schon bei den Kleinsten fängt es an: Beitragsfreier Kindergarten und Gratis-Nachhilfe - das sind Beispiele! Viele sprechen von Kostenlawine – die SPÖ meint, dass die Familien entlastet und das auch nachhaltig. Wien ist und bleibt die lebenswerteste Stadt der Welt. Davon wird noch später die Rede sein.




  Im Jahr 2013 ist in Österreich von rund 1.572.000 Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdeten nach Definition der Europa 2020-Strategie auszugehen, das entspricht 18,8% der Gesamtbevölkerung. Der Indikator „Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung“ umfasst die drei Zielgruppen „Armutsgefährdung“, „erhebliche materielle Deprivation“ und „Personen in Haushalten mit keiner oder sehr niedriger Erwerbsintensität“. 14,4% der Bevölkerung waren im Jahr 2013 armutsgefährdet, 4,2% der Gesamtbevölkerung waren erheblich materiell depriviert und 7,7% (nur Personen unter 60 Jahren) lebten in Haushalten mit keiner oder sehr niedriger Erwerbsintensität. Da diese Merkmale in Kombination auftreten können, ist die Zahl der Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdeten geringer als die Summe der drei Einzelindikatoren. Zwar steht Österreich bezüglich Arbeitslosigkeit im europäischen Vergleich nach wie vor sehr gut da. Ende August lag die saisonbereinigte Arbeitslosenquote bei 4,7 Prozent, der Anstieg zum Vorjahr betrug aber 11,8 Prozent. Küberl4 kritisierte "das fast vollkommene Schweigen der österreichischen Elite". "Wie man das hinnimmt, ist einem Land wie diesem nicht gerecht werdend", so der Caritas-Direktor. Miete oder Heizung, warme Kleidung oder Essen? Immer mehr Menschen in Österreich müssen sich Monat für Monat entscheiden, was gerade wichtiger ist. 1,2 Millionen Menschen sind armutsgefährdet, 434.000 gelten als manifest arm.




  Nicht nur die Eltern, auch die Kinder verlieren durch die Arbeitslosigkeit der Eltern und die daraus resultierende Armut den Anschluss an die Gesellschaft. 


  Das beginne schon damit, dass Kinder aus armen Familien oft keine anderen Kinder zu sich nach Hause einladen könnten und als Folge auch selbst nicht eingeladen würden, so Franz Küberl, Direktor der Caritas.Der Sozialstaat wirke zwar, spielt Landau5 auf Sozialminister Rudolf Hundstorfer6 (SPÖ) an, der vergangene Woche angesichts der aktuellen Daten zu Armut und Ausgrenzungsgefährdung von einem „wirkungsvollen Sozialstaat“ gesprochen hatte.




  Allerdings: Es gebe keinen Anlass, die Händen in den Schoss zu legen, so Landau. Die Kluft zwischen Arm und Reich müsse kleiner werden. 


  „Gerade Mütter und Kinder geraten oft unbemerkt in Not“, so Landau.


  Armut ist längst in der Mitte der Gesellschaft angelangt, warnt die Caritas. Und immer öfter sind es Frauen, die in Not geraten:




  Mütter, die von heute auf morgen zusammen mit ihren Kindern auf der Straße stehen - aber auch Pensionistinnen, denen das Geld zum Leben nicht reicht. 




  Nichts fürchten die Regierenden in Wien so sehr wie die breiten, schwammigen Begriffe – Gerechtigkeit, Freiheit, Menschlichkeit, Selbstbestimmung und Menschenrechte.




   




  Gewaltige, früher nie geahnte Produktivkräfte schaffen neue Möglichkeiten menschenwürdigeren Lebens. Einem Profitdiktat unterworfen, beschwören sie Gefahren von neuen Dimensionen herauf: für die Lebensbedingungen, für die Natur, als Massenvernichtungsmittel sogar für den fortbestand der Menschheit.




  Das „Rote Wien“ ist für die Forschungsfrage nicht zuletzt deswegen relevant, weil im „Roten Wien“ versucht wurde, eine proletarische kulturelle Gegenwelt zu Bürgertum und Klerus zu schaffen. Kapitalismus und Sozialismus wurden im 19. Jahrhundert als universell konzipiert, der eine als Weltherrschaft, der andere als Weltrevolution. Der Kapitalismus hängt heute noch dem Wahn an, die Weltherrschaft erreichen zu können, wenn nicht schon erreicht zu haben; es ist ein Wahn, in dem der Allmächtige schon im Diesseits erscheint. Der Sozialismus gibt die Theorie der Weltrevolution nach bitteren Erfahrungen auf. Wo krasse Gegensätze zu Lösungen drängen, die sozialistische Umwälzung jedoch unterbleibt, kann Zersetzung der Gesellschaft weit um sich greifen.




  Die Große Sozialistische Oktoberrevolution7 leitete einen neuen Abschnitt der Weltgeschichte ein. Mit ihr ging die Alleinherrschaft des Kapitalismus zu Ende, begann dessen Niedergang, dessen allgemeine Krise. Der Sieg dieser Revolution und die ihr folgenden Umwälzungen in der Welt haben den Marxismus-Leninismus als einzige Lehre, welche die Menschen zu bewussten Gestaltern ihres Geschicks erheben kann. Vom Standpunkt der Arbeiterklasse, von den Volksinteressen ausgehend, legt sie die wichtigsten Triebkräfte und Bedingungen menschlichen Handelns bloß.




   




   




   




  3. Kurze Geschichte Wiens




   




  Schon 5000 vor Christus wurden Reste menschlicher Kultur auf dem Bisamberg, nordöstlich von Wien festgestellt. Bereits, 3000 – 1800 vor Christus, wurde der Wiener Raum im Gebiet des heutigen Schönbrunn, Leopoldau und Aspern besiedelt. Um 400 vor Christus gründeten Kelten, im heutigen Bereich Hoher Markt, eine Siedlung mit Namen „Vindobona“.




  Unter Kaiser Augustus, 15 vor Christus, besetzten die Römer den Ostalpenraum bis an die Donau. Erster römischer Kaiser; er war der Großneffe von Caesar und sein Adoptivsohn; er führte den Ehrentitel Augustus (der Erhabene). Wirtschaftliche und kulturelle Blütezeit unter seiner Regierung, Goldenes Zeitalter! Mit Kaiser Augustus hat eine Periode des Friedens begonnen. Der Kaiser ist unumschränkter Alleinherrscher. Den Statthaltern ist es verwehrt, die Provinzen auszubeuten. Diese werden im Zeitraum weniger Generationen romanisiert. Der Limes wird an die Donau vorverlegt. Damit wird das Gebiet ein Teil des Römischen Reiches. Österreich zerfiel in drei Provinzen: Raetien (das heutige Tirol, Vorarlberg ), Noricum (das heutige Salzburg, OÖ, Steiermark, Kärnten ) und Pannonien (das heutige Wien, Vindobona in NÖ und Carnuntum im Burgenland).




  Unter Kaiser Tiberius, 14 – 37 nach Christus, entsteht östlich von Wien Carnuntum; ein starkes Militärlager in Österreich und Hauptstadt Pannoniens.




  Kaiser Claudius, 41 – 54 nach Christus, errichtet den Limes entlang der Donau. Dabei entsteht auch ein römisches Lager Vindobona. Um 180 stirbt Kaiser Marc Aurel in Vindobona. 213 erhält Vindobona Stadtrecht. 395 wird Carnuntum zerstört, Vindobona wird militärisches und wirtschaftliches Zentrum im Donauraum. Vindobona wird zwischen 400 – 433 von durchziehenden Westgoten zerstört. Die Römer ziehen ab. 681 wird Wien erstmals erwähnt - „ad weniam“ - in den Salzburger Annalen. Bis 991 war Wien unter ungarischer Herrschaft. Der Name für Wien war „Becs“. 976 wird der Babenberger Luitpold Markgraf der Ostmark, des „Ostlandes“, ab 996 Ostarrichi, Ostreich, Österreich urkundlich belegt. 1030 wird Österreich von Ungarn vorübergehend erobert. Unter Markgraf Leopold III. den Heiligen entwickelt sich die Stadt zu einem wichtigen Handelsplatz. 1106 Verlegung der Residenz von Tulln auf den Leopoldsberg im Norden Wiens. Heinrich II. Jasomirgott verlegt den Regierungssitz der Babenberger nach Wien. 1198 – 1230, unter Leopold VI. blüht der Orienthandel über Venedig auf – Umbau zur Handelsstadt. 1221 wird das Stadt- und Stapelrechtes verliehen. 1237 – 1239 Während des Konfliktes zwischen Herzog Friedrich II. Und dem deutschen Kaiser wird Wien „Freie Reichsstadt“, danach wird sie von den Babenbergern zurückerobert.




  1246 fällt Herzog Friedrich II. In der Schlacht an der Leitha gegen die Ungarn und mit ihm stirbt das Geschlecht der Babenberger aus. Wien erhält vorübergehend Reichsfreiheit. 1246 – 1276: Nach Streit um die Regentschaft übernimmt der Böhmenkönig Ottokar II. Premysl 1250 die österreichischen Länder. Er veranlasst 1262 den Wiederaufbau der Stadt nach einer Brandkatastrophe. Baubeginn der Hofburg und der neuen Stadtmauer, vierte Stadterweiterung. Ottokar II. verweigert dem neugewählten deutschen König Rudolf von Habsburg als Lehnsherrn die Herausgabe der besetzen Gebiete. Rudolf belagert wochenlang Wien, das auf der Seite Ottokars steht. Vorläufiger Friedensschluss. 1278 fällt Ottokar auf dem Marchfeld. Mit der Regentschaft von Rudolf I. über Österreich beginnt die 640 Jahre dauernde Herrschaft des Hauses Habsburg. Rudolf erneuert die Reichsfreiheit. 1282 belehnt Rudolf seine Söhne mit Österreich und der Steiermark und begründet so die Hausmacht der Habsburger. Wiens erster Bürgermeister ist Konrad Poll. 1350 rafft die Pest ein Drittel der Bevölkerung weg. Unter Rudolf IV dem Stifter, 1358 – 1365, befindet sich Wien im Wettstreit mit dem Prag von Karl IV. - kulturell und wirtschaftliche Entwicklung Wiens. Um Geld für Bauvorhaben zu beschaffen, wurden die Grund-, Hausbesitz- und Getränkesteuer eingeführt. 1365 wurde die Universität gegründet durch Rudolf IV. - nach Prag die zweitälteste des deutschen Sprachraumes. 1421 begann die große Judenverfolgung. Zerstörung des Ghettos, Viertel um den Judenplatz. 1438 wird der österreichische Herzog Albrecht V. als Albrecht II. römisch – deutscher König und Wien wird Residenzstadt des Hl. Römischen Reiches Deutscher Nation. 1469 wird das Bistum Wien gegründet. 1485 – 1490 besetzt der ungarische König Matthias Corvinus Wien. Nach dessen Tod zieht 1490 Maximilian I., Sohn von Kaiser Friedrich III., in Wien ein. Maximilian, 1493 – 1519, wird nach dem Tod seines Vaters römisch – deutscher Kaiser und Erzherzog von Österreich. Damit beginnt eine Zeit des Humanismus; am kaiserlichen Hof werden Kunst, Wissenschaft, Musik gefördert. Gründung der Hofmusikkapelle (Vorläufer der Sängerknaben). Eine Feuersbrunst vernichtet 1525 40 Prozent der Stadt. Die Türken unter Sultan Suleiman II. belagern Wien zum ersten Mal. Die Wiener stehen unter dem Befehl von Heerführer Graf Niklas Salm. Das kalte Oktoberwetter vertreibt die Türken nach drei Wochen. Die Folgen dieser Belagerung sind: rascher Ausbau der bis dahin schwachen Befestigung Wiens mit weitem Vorfeld (Glacis). 1541 fällt ein Drittel der Bevölkerung einer neuerlichen Pestepidemie zum Opfer. 1551 werden die Jesuiten nach Wien berufen. Sie haben einen großen Einfluss im Schul- und Universitätswesen und in der 1576 einsetzenden Gegenreformation, die von Wien ausgeht und deren Hauptvertreter Kardinal Melchior Khlesl ist (ab 1598 Erzbischof von Wien, 1611 – 1618 Kanzler des Kaisers). Und Rudolf II. verlegt seine kaiserliche Residenz nach Prag. Im Dreißigjährigen Krieg scheitern 1619 böhmische Protestanten und 1645 schwedische Truppen an der Befestigung Wiens. 1666 heiratet Leopold I. die spanische Infantin Margareta Theresia, die Feierlichkeiten dauern ein Jahr. Eine neuerliche Pestepidemie 1679 fordert wieder 30.000 Tote. Die Sage vom lieben Augustin entsteht. 1683 belagern die Türken wieder Wien. Die 2. Türkenbelagerung unter Großwesir Kara Mustafa (14.7 bis 12.9). Die Wiener unter Graf Starhemberg werden von einem 80.000 Mann starken Ersatzheer unter Polenkönig Sobieski und Herzog Karl von Lothringen befreit – die Entscheidungsschlacht am 12. September findet im Gebiet des heutigen Türkenschanzparks im 19. Bezirk statt. Einige von den Türken zurückgelassene Säcke Kaffee führen dazu, dass das erste Wiener Kaffeehaus eröffnet wird. Der siegreiche Feldherr Prinz Eugen, 1683 – 1736, der „edle Ritter“, gibt der Hauptstadt des Reiches den Glanz eines „Vienna gloriosa“ zurück. 1685 wird die erste Wiener Feuerwehr gegründet. Unter Maria Theresia, 1740 – 1780, Zentralisierung der Staatsverwaltung in Wien. Fortschritte auf dem Bildungssektor: die erste Volksschule sowie eine Spinn- und Webschule werden eröffnet. 1752 wird der Schönbrunner Tiergarten eröffnet, der ältesten Menagerie der Welt. Die erste Volkszählung in Wien erfolgte 1754: rund 175.000 Zivilpersonen lebten innerhalb des Linienwalls. Der Prater wurde 1766 durch Joseph II. (seit 1765 Mitregent) an die Wiener übergeben. Joseph II., der älteste Sohn von Maria Theresia und Kaiser Franz I. von Lothringen, setzt die Herrscherlinie Habsburgs-Lothringens fort, jedoch nicht die pompöse Hofhaltung seiner Mutter. Seine Regierungszeit wird von zahlreichen Reformen, die teilweise bis heute bestehen, geprägt. 1782 kommt Papst Pius VI. nach Wien. 1805 wird Wien durch die Franzosen besetzt. 1806 muss Franz II. unter dem Druck Napoleons die römisch-deutsche Kaiserkrone niederlegen, er bleibt als Franz I. Kaiser von Österreich, der er seit 1804 ist. 1809 wir Wien ein zweites Mal von den Franzosen besetzt. Napoleon ist im Schloss Schönbrunn. 1812 zählt Wien 33 Vorstädte und rund 240.000 Einwohner. Krieg und Besatzung führen zum Staatsbankrott. Der Wiener Kongress, 1814 – 1815, unter Vorsitz des Staatskanzlers Fürst Klemens Metternich – die Ordnung Europas soll nach der Abdankung und Verbannung Napoleons wieder hergestellt werden. Die Zeit des Vormärz, 1815 – 1848, mit ihren Polizeispitzeln unter Kanzler Metternich unterdrückt jede freiheitliche Regung. So entfaltet sich die Stilrichtung jener Zeit, das Biedermeier, vornehmlich im häuslichen Bereich. Biedermeierliche Kunst findet man im Mobiliar, Porzellan etc. Hausmusik wird gepflegt. Wiens Bevölkerung unterhält sich am liebsten im Theater (Johann Nestroy und Ferdinand Raimund) und bei der Walzermusik von Josef Lanner und der Strauß-Dynastie.




  Im März geschieht dann etwas Unvorhergesehenes – die März-Revolution. Das Regime Metternich wird zum Rücktritt gezwungen. Im Dezember dankt Ferdinand I. ab, sein Neffe Franz Joseph I. folgt ihm. 1850 – 1873 beginnt die Gründerzeit – zahlreiche Firmen entstehen, in den Vororten werden die stillosen Mietshäuser (Zinskasernen) erbaut. Eingemeindung von Vorstädten bis zum Linienwall; die Stadt wird um 6 Bezirke erweitert (II. - IX Bezirk).Mit der Schleifung der Basteien, 1857 – 2864, entsteht Platz für den Bau der Ringstraße. 1873 Weltausstellung in Wien, Börsenkrach. 1890 wird der Linienwall geschleift, die Vororte, heute XI. Bis XIX Bezirk, werden eingemeindet und eine breite Straße, der Gürtel, entsteht. Unter Bürgermeister Dr. Karl Lueger beginnt der Ausbau Wiens zur modernen Großstadt des 20. Jahrhunderts. 1916 stirbt Franz Joseph I. im Schloss Schönbrunn, sein Großneffe wird als Karl I. sein Nachfolger. Nach dem Zerfall der Doppelmonarchie 1918 am Ende des Ersten Weltkrieges wird die Republik ausgerufen, Wien wird Bundeshauptstadt. 1922 wird Wien ein Bundesland Österreichs, der Gemeinderat ist gleichzeitig Wiener Landtag.




   




   




  4. Die österreichische Arbeiterbewegung




   




  Die österreichische Arbeiterbewegung hat sich verhältnismäßig spät entwickelt, Diese späte Entwicklung ist eine Folge der wirtschaftlichen und politischen Rückständigkeit Österreichs. Erst in den Zwanzigerjahren des 19. Jahrhunderts, als in Westeuropa bereits seit langem eine entwickelte Industrie bestand und das industrielle Bürgertum schon unumschränkt herrschte, setzte auch in dem feudalen, agrarischen Österreich eine zögernde Industrialisierung ein, die unter den drückenden Verhältnissen des Metternich-Regimes jedoch nur langsam und schleppend vorwärts kam.




  Zum ersten Mal traten die österreichischen Arbeiter während der bürgerlich-demokratischen Revolution von 1848 als geschichtlicher Faktor in Erscheinung. In den Märztagen entfesselten sie in den Vorstädten den Sturm gegen die Maschinen, von denen ihr Elend herzukommen schien. Sie erkannten noch nicht, dass nicht die modernen Produktionsmittel, sondern die kapitalistischen




  Produktionsverhältnisse ihre katastrophale Lage verursachten. Als im August Karl Marx8 für kurze Zeit ins revolutionäre Wien kam und hier in einigen Vorträgen die Arbeiter über ihre Rolle in der bürgerlichen Revolution aufzuklären versuchte, wurde er nicht verstanden.




  Dennoch zeigte sich auch schon 1848 die große revolutionäre Kraft, die in der Arbeiterschaft schlummerte. In allen entscheidenden Kämpfen der Revolution gaben ihr Opfermut, ihre Tapferkeit und Treue zur Revolution den Ausschlag. Die Niederschlagung der Revolution machte diesem ersten Ansatz einer selbständigen Organisation des Proletariats ein Ende. Für zwei Jahrzehnte verschwanden in Österreich diese ersten Ansätze einer Arbeiterbewegung.




  In den Jahren des „Roten Wiens“ erreichte die Wohnbaupolitik der Austromarxisten, der Austromarxismus ist eine Strömung des Marxismus, die vor allem in der Sozialdemokratie Österreichs im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts verbreitet war.




  Austromarxismus ist die Bezeichnung der österreichischen Schule des (Neu-) Marxismus, die nach 1900 entstanden ist. Vertreten durch die Theoretiker Max Adler, Rudolf Hilferding, Karl Renner, Gustav Eckstein, Otto Bauer, Friedrich Adler und vor allem Otto Bauer, die den äußersten linken Flügel in der Sozialistischen International darstellten. Diese spezifische Ausprägung der theoretischen Anschauungen, unterschied die SDAP und deren Wirken zur Zeit des Roten Wiens von den anderen sozialdemokratischen Parteien. Der Austromarxismus genoss international hohe Aufmerksamkeit, weil hier umfassende realpolitische Umstrukturierungen getroffen wurden, zum Beispiel in der bewussten ideologischen Planung des Wohnbaus und in der Umsetzung. Die österreichischen Opportunisten wurden nicht müde, Marx zu loben und ihn in den Himmel zu heben, ja, sie gebärdeten sich sogar als ganz besondere Marxisten, gemeint sind die Austromarxisten, die dazu berufen seien an der Spitze des internationalen Marxismus zu marschieren. Aber bei allen ihren feurigen Bekenntnissen zum Marxismus geschah es, dass sie ihm unbemerkt seine revolutionäre Seele nahmen, ihn verwässerten, verfälschten und verflachten und damit in ein für die Bourgeoisie ungefährliches Götzenbild verwandelten. Statt den Marxismus als Anleitung zum Handeln, zur revolutionären Tat zu gebrauchen, wurde er in den Händen der Austromarxisten zu einer Anleitung des Nichthandelns, zu einem System, mit dessen Hilfe man Jederzeit „beweisen“ konnte, warum im gegebenen Augenblick die revolutionärste Tat die Untätigkeit sei. Auch die nationale Frag war in Österreich, ebenso wenig wie anderswo, ausschließlich eine Frage der Bourgeoisie, sondern unmittelbar mit der sozialen Frage verknüpft. Es bestand die Gefahr der nationalen Korrumpierung wichtiger Teile der Deutsch sprechenden Arbeiterschaft und der chauvinistischen Verhetzung der tschechischen und anderen slawischen Arbeitern. Da der Nährboden des österreichischen Opportunismus in den nationalen Privilegien der Deutschsprechenden lag, die faktisch die Führung der Sozialdemokratischen Partei innehatten, zeigte sich der Opportunismus in Österreich am frühesten und am deutlichsten in der Stellung der SPÖ9-Führung zur nationalen Frage. Im November 1897, kam der deutsche Nationalismus der österreichischen Sozialdemokratie noch stärker zum Ausdruck. Teils unter dem Druck der sich verbreitenden tschechisch-nationalen Bewegung, teils aus demagogischen Gründen, hatte der österreichische Ministerpräsident Badeni10 im April 1897 eine Sprachenverordnung erlassen, die die tschechische Sprache als Amtssprache bei Behörden und Gerichten anerkannte. Obwohl von reaktionärer Seite auf autoritärem Wege beschlossen, hätte die österreichische Sozialdemokratie die Gleichstellung der tschechischen Sprache mit der deutschen anerkennen und gegen den wütenden Proteststurm der deutschnationalen Bourgeoisie, der sich sofort erhoben hatte, verteidigen müssen. Die Führung der österreichischen Sozialdemokratie machte das Gegenteil. Auf dem Wimberger Parteitag 1897, erhielt die Sozialdemokratie die Quittung für ihre nationalsozialistischen Entgleisungen. Der Parteitag war geprägt von der Nationalitätenfrage innerhalb der sozialdemokratischen Bewegung im Vielvölkerstaat Österreich-Ungarn, besonders vom Konflikt zwischen tschechischen und deutschen Delegierten. Es bildeten sich sechs „nationale Gruppen“. Gleichzeitig begannen sich die tschechischen Gewerkschaften national selbstständig zu organisieren. Der nationale Zerfall der österreichischen Sozialdemokratie begann.




  1897 fanden die ersten Wahlen dieses erweiterte Kurienparlament statt, und trotz dem elenden Charakter der Wahlreform gelang es der Sozialdemokratie, mit einem Schlag 14 Abgeordnete ins Parlament zu bringen. Schon damals begannen sich in der Führung der Sozialdemokratie und insbesondere unter den sozialdemokratischen Abgeordneten selbst gewisse Züge einer Unterschätzung des parlamentarischen Kampfes und seiner Möglichkeiten, Züge einer Unterschätzung der revolutionären Massenbewegung des Proletariats bemerkbar zu machen. Diese Tendenzen traten nach der Jahrhundertwende, insbesondere in den Jahren 1900 bis 1904, immer deutlicher in den Vordergrund. Victor AdIer11 unterbreitete dem Parteitag des Jahres 1902 in seinem Referat zum Beispiel die folgende politische Linie:




  „Wir waren gewohnt, solange wir niemand im Parlament hatten, dem Willen der Arbeiterschaft in großen und demonstrativen Aktionen Ausdruck zu geben...Ich sage hier offen, dass der Grundgedanke der Taktik heute 1st, dass endgültig auf diese Formen des äußerlichen Kampfes verzichtet werde.“




  Bei dieser Beschwichtigungspolitik musste die austromarxistische Führung die schwierige wirtschaftliche Situation (Krise 1901 bis 1903) zu der Behauptung aus, dass in Zeiten der Depression keine offensiven Kämpfe der Arbeiter möglich seien und man sich mit der Verteidigung dessen begnügen müsse, was bereits vorhanden sei. Diese „Theorie“ führte dazu, dass die SP-Führung auf die Weiterführung des Wahlrechtskampfes verzichtete und sich faktisch mit dem erweiterten Kurienwahlrecht zufrieden gab.




  Die Geschichte der österreichischen Arbeiterklasse ist an wirtschaftlichen Kämpfen und an Massenbewegungen für gewerkschaftliche Forderungen keineswegs arm. Diese Kämpfe sind für die Entwicklung der Arbeiterbewegung von hervorragender Bedeutung. Einerseits gelang es in ihnen, eine Reihe der brutalsten Vorstöße der kapitalistischen Ausbeuter abzuwehren, verschiedene Reformen durchzusetzen und erfolgreich zu verteidigen, die die Lage der Arbeiterschaft innerhalb gewisser Grenzen erleichterten und verbesserten. Andererseits lernte die Arbeiterschaft in diesen Kämpfen, wuchs ihre Erkenntnis der Unversöhnlichkeit der Klassengegensätze, erhöhte sich ihr Klassenbewusstsein. Ebenso wie sich die Gewerkschaften in den Neunzigerjahren rasch in die Breite entwickelten, gab es auch eine schnelle Zunahme des Umfanges der Streikkämpfe in Österreich. In den großen gewerkschaftlichen Kämpfen der Jahrhundertwende erreichte diese Bewegung einen Höhepunkt und brach dann schroff ab. Im Jahre 1900 erreichte die Zahl der durch Streiks ausgefallenen Arbeitstage mit 3,5 Millionen einen Rekord, der auch in den Jahren 1906/07 und 1911/12, die neue Höhepunkte der gewerkschaftlichen Kampfbewegung bildeten, bei weitem nicht mehr erreicht wurde.




  Die großen Teuerungskämpfe des österreichischen Proletariats waren die bedeutendste wirtschaftliche Kampfbewegung der Jahre vor dem Ersten Weltkrieg. Gerade in diesen Kämpfen kommt daher auch das Charakteristische für die gesamte Entwicklung zwischen der Jahrhundertwende und 1914 besonders deutlich zum Ausdruck: einerseits die tiefe revolutionäre Gärung, die in den Massen des arbeitenden Volkes vor sich ging, seine zunehmende Radikalisierung und Empörung gegen die Angriffe der Ausbeuter; andererseits die immer schmählicheren Brems- und Beschwichtigungstaktik der opportunistischen SP· und Gewerkschaftsführer, die immer zynischeren Versuche der austromarxistischen Führer, die anschwellende Massenbewegung durch scheinlinke Phrasen aufzufangen oder durch demagogische Manöver auf für die Bourgeoisie ungefährliche Wege und Gebiete abzulenken. Als die Regierung das arbeitende Volk im Herbst 1909 mit einer Reihe neuer Verteuerungen überrumpelte, verstärkte sich die revolutionäre Gärung. Im Oktober 1909 kam es zur ersten großen Wiener Massendemonstration seit den Wahlrechtskämpfen des Jahres 1907. 70,000 Arbeiter demonstrierten am 17. Oktober auf der Ringstraße und unter dem Eindruck der tiefen Empörung der Massen machte die Regierung einige vorübergehende Zugeständnisse. In den Demonstrationen und Teuerungskundgebungen des Winters 1909/10 wurden in zunehmendem Maß auch kleinbürgerliche Schichten in die Bewegung einbezogen. Zehntausende Menschen demonstrierten im Dezember 1909 vor dem Parlament, wo bis spät in die Nacht hinein erregte Debatten stattfanden. In wütenden Sprechchören: „Nieder mit dem Brotwucher!“, „Pfui den Volksbetrügern!“ usw., machte sich die Empörung der Demonstranten Luft. Flugblattaktionen, Massenversammlungen und Demonstrationen zogen sich durch das Frühjahr und den Sommer des .Jahres 1910 und erreichten im Herbst 1910 einen neuen Höhepunkt. Die großen Klassenkämpfe des österreichischen Proletariats gegen die Teuerung, insbesondere der 17. September 1911, sind für die österreichische Arbeiterklasse in vieler Hinsieht bedeutsam und lehrreich. Diese Kämpfe zeigten, wie tief die revolutionäre Gärung war, die vor dem Ersten Weltkrieg in den Massen vor sich ging, zeigten, welche großen revolutionären Energien in der österreichischen Arbeiterklasse schlummerten und bildeten daher eine ruhmvolle Tradition ihrer Geschichte.




  Der Erste Weltkrieg ist 1914 keineswegs unverhofft und überraschend hereingebrochen, sondern lag seit mehr als einem Jahrzehnt in der Luft. Was der Kaiser Franz-Josef12 nicht vorhergesehen hatte war: Das ein Krieg durch drei Dinge gekennzeichnet ist, Geld, Geld und nochmals Geld. Doch beim Ersten Weltkrieg ging es um ganz neue, viel größere Dimensionen. Auf etwa 80 bis 90 Milliarden Kronen lassen sich die direkten Kriegskosten Österreich-Ungarns beziffern, ohne die Folgekosten in den nächsten Jahrzehnten. Zum Vergleich: Der Staatshaushalt der beiden Reichshälften zusammen erreichte im letzten Friedensjahr etwa 4,9 Milliarden Kronen. Das Volkseinkommen der Habsburgermonarchie wurde auf etwa 19,3 Milliarden Kronen geschätzt. Insgesamt wurde wohl fast die Hälfte des von 1914 bis 1918 erwirtschafteten Sozialprodukts für den Krieg verwendet. Mehr als 60 Prozent dieser Kosten entfielen auf Verpflegung und Bekleidung der Soldaten, 25 Prozent auf Bewaffnung und Munition, der Rest auf Pferde, Eisenbahnen, Autos, Flugzeuge, Bauten und Sanitätsausgaben. Wie werden solche derart horrende Kriegsausgaben finanziert? Infrage kommen Steuern, Anleihen, Geldschöpfung und die Requirierungen von Gütern und Zahlungen aus besetzten Gebieten oder besiegten Staaten. Von den etwa 90 Milliarden Kronen Kriegskosten Österreich-Ungarns wurden 53,7 Milliarden Kronen durch Kriegsanleihen aufgebracht und 35,7 Milliarden Kronen durch den Druck zusätzlicher Banknoten, überhaupt nichts hingegen über Steuern. Es reichten die Steuereinnahmen während des Krieges nicht einmal mehr, um die normalen Staatsaufgaben wie Schule, Verwaltung, Infrastruktur und innere Sicherheit abzudecken. Das lag einerseits an der Art des österreichischen Steuersystems, dessen Ergiebigkeit wegen der einseitigen Ausrichtung auf Zölle und indirekte Steuern für Grundbedürfnisse wie Mehl, Zucker, Bier, Fleisch und Tabak im Kriegsverlauf dramatisch abnahm. Jedes Jahr kam es zu einer Verdoppelung der Preise. Bis Kriegsende war die Kaufkraft der Krone auf ein Sechzehntel des Friedenswertes gesunken. Bis Juli 1922 war ein Vierzehntausendstel des Vorkriegswerts der Krone und damit die völlige Entwertung aller Geldvermögen erreicht. In den Proletarierbezirken und insbesondere wird uns dies in Favoriten und Simmering gemeldet, stellen sich die Kinder schon kurz nach 10 Uhr abends vor den Mendlgeschäften an, um um 7 Uhr früh bei der Öffnung der Geschäfte Mehl zu bekommen.“ Was unter anderem an der Blockadepolitik der Mittelmächte liegt, auch wenn die nicht vorrangig auf Nahrungsmittel, sondern auf Rohstoffe wie Stahl und Eisen abzielt. Aber auch die schwerfällige Bürokratie, in der die Zuständigkeiten für Nahrungsmittelversorgung auf Innen-, Handels- und Ackerbauministerium aufgeteilt sind, ist eher ein Hindernis auf dem Weg zur Ernährung der Bevölkerung – das ändert sich auch nicht, als im November 1916 das zentrale Amt für Volksernährung eingerichtet wird, nur dass die Kompetenzstreitigkeiten nun zwischen Ämtern in Land, Bezirk und Gemeinde ausgefochten werden. Zunächst wird der Umgang mit dem Mangel noch als Akt des Widerstands gegen den äußeren Feind begriffen, der das Land aushungern wolle, so die Propaganda. Kochbücher für die sparsame Hausfrau werden herausgebracht, Kochen als höhere Aufgabe inszeniert – und Hungern als minderes Opfer kommuniziert, gegen das, was die Soldaten an der Front erleiden. Doch nach und nach weicht die Begeisterung der Daheimgebliebenen. Dann nämlich, als es zu immer stärkeren Engpässen kommt. Als die Polizei im Herbst 1914 die ersten Warteschlangen für Mehl und Brot registriert, Anfang 1915 Milch und Kartoffeln knapp werden, im Herbst 1915 Öl zur Mangelware wird. Aufrufe der Obrigkeit, sparsam mit Lebensmitteln umzugehen, stoßen zunehmend auf Spott und Hohn – wenn nicht einmal die Versorgung mit Grundnahrungsmitteln einigermaßen aufrechterhalten werden kann. Um Unruhen zu verhindern, erlässt die Stadt Wien 1918 sogar ein behördliches Anstellverbot. Der Wille der Bevölkerung, Lebensmittel zu ergattern, ist stärker als die Kraft des Gesetzes.




  Eine ernstzunehmende Linke gab es innerhalb der österreichischen Sozialdemokratie jedoch vor dem Ersten Weltkrieg noch nicht. Die Opportunisten im österreichischen SP-Vorstand, insbesondere die Zentristen, verstanden es so geschickt, ihrem Opportunismus den Mantel „linker“ Phrasen umzuhängen; dass sieh eine wirkliche Linke in Österreich lange Zeit nicht entwickeln konnte. Erst im Jännerstreik des Jahres 1918, der durch die Nachricht vom Sieg der Oktoberrevolution in Russland ausgelöst und von der sozialdemokratischen Parteiführung abgewürgt wurde, und in den letzten Monaten des Krieges wuchs unter den fortgeschrittensten österreichischen Arbeitern die Erkenntnis, dass es keine Einheit zwischen Marxisten und Antimarxisten, zwischen Revolutionären und Opportunisten geben kann. Erst in dieser Periode entstand auch in Österreich eine organisierte Linke. Zu Beginn des Krieges hatte Dr. Friedrich Adler13, der Sohn Victor Adlers, alle seine Parteifunktionen niedergelegt, um dagegen zu protestieren, „dass in allen Ländern die Sozialdemokratie nicht den Krieg als unüberwindbares Schicksal hingenommen, sondern mehr oder minder die Kriegsparole des Staates sich zu eigen gemacht hat“, Friedrich Adler lehnte jede revolutionäre Aktion gegen den Krieg. er lehnte die Stellungnahme der Bolschewiki ab; er war für „strikteste Neutralität“. Um Friedrich Adler halte sich eine Gruppe linker, meist junger Sozialisten im „Verein Karl Marx“ gesammelt, die ihn zur Organisierung einer Oppositionsgruppe bewegen wollten. Adler lehnte es aber entschieden ab, die „Partei zu spalten“.




  Bedrückt und verzweifelt durch die Gräuel des Krieges und den Verrat der SP-Führung, erschoss Friedrich Adler am 21. Oktober 1916 den österreichischen Ministerpräsidenten Stürgkh.




  Man stellte Friedrich Adler vor ein Ausnahmegericht; in der Verhandlung griff er scharf die Politik der Parteiführung an. Er sagte: „Nur gegen den Parteivorstand, nur über den Parteivorstand hinweg wird es in Österreich jemals zu einer wirklichen revolutionären Umgestaltung kommen.“




  Adler wurde zum Tode verurteilt, aber dann wurde das Urteil in lebenslänglichen Kerker umgewandelt. Viele erwarteten von ihm, dass er, nach seiner Freilassung, der Kristallisationspunkt einer neuen revolutionären Bewegung werden würde. Als aber Friedrich Adler durch den Zusammenbruch der Habsburgermacht am 6. Oktober 1918 aus dem Gefängnis entlassen wurde, waren seine ersten Worte: „Ich will alles das, was früher war, ab erledigt betrachten. Was mich betrifft, kann ich nur sagen, dass ich eine allgemeine Amnestie erteilt habe, für alles was geschehen ist.“




  Er hatte seinen Frieden mit dem revolutionsfeindlichen Parteivorstand gemacht. Friedrich Adler war ein Austromarxist, kein Revolutionär. Aber seine Autorität bei den Arbeitern half 1918 der rechten SP-Führung, die revolutionär gesinnten Massen davon abzuhalten, die SP zu verlassen.




  Der „Verein Karl Marx“ wurde nach dem Attentat Friedrich Adlers von der Polizei aufgelöst. Im Verlauf des Jahres 1917 bildeten sich aber einige kleine Gruppen der „Linksradikalen“, die versuchten mit den Arbeitern der Kriegsindustrie Kontakt aufzunehmen. Die sozialistische Oktoberrevolution in Russland hatte die österreichische Arbeiterschaft aufgewühlt.




  Die Lebensbedingungen der Arbeiter waren unerträglich. Es brach im Industriegebiet Neunkirchen-, Wiener Neustadt am 14. Jänner 1918 ein Streik aus, der sich mit Windeseile über die ganze österreichische Industrie ausdehnte und auch auf Böhmen und Ungarn übergriff. Nahezu eine Million Arbeiter standen im Streik. Die Linksradikalen führt an einigen Stellen die Bewegung, die sehr bald über ihre ursprünglichen Forderungen nach Verbesserung der Lebensmittelzuteilung hinausgewachsen war und die Forderung nach dem Ende des Krieges überhaupt stellte. Der Massenstreik wandte sich eindeutig gegen den sozialdemokratischen Parteivorstand, der alles tat, um den Streik abzuwürgen. Julius Deutsch, der damals als Vertreter der SP im Kriegsministerium Dienst machte, schrieb im Februar 1918 im „Kampf“ über den Streik:




  „Während des großen Ausstandes ist unverkennbar eine starke radikale Strömung wirksam gewesen, die sich mehrmals mit großer Leidenschaft gegen den Parteivorstand kehrte ... Man hat in großen Volksversammlungen heftige Worte gegen den Parteivorstand geschleudert, ihm vorgeworfen, dass er unentwegt ‚bremse’...“




  Otto Bauer14 wollte keine Revolution; der „grandiose revolutionäre Charakter“ des Streiks erweckte bei ihm und den anderen SP-Führern nur Angst und Ablehnung. Den SP-Führern, allen voran Renner15, gelang es, den Streik nach einigen Tagen abzuwürgen, denn die Massen hatten keine revolutionären Erfahrungen und die Führung durch die Linksradikalen war noch viel zu schwach. Ohne revolutionäre Führung kann aber auch die mächtigste Massenaktion keinen Erfolg haben.




  „Es ist der sehnlichste Wunsch Seiner Majestät, ehe baldigst den Krieg durch einen ehrenvollen Frieden zu beenden.“ Das stand am 19. Jänner 1918 in der „Arbeiter-Zeitung“.




  Im Herbst 1918 wütete die Spanische Grippe16 in Wien.


  Zu den tausenden Toten zählten auch der berühmte Künstler Egon Schiele17 und seine Frau Edith, die durch die Krankheit in jungen Jahren aus dem Leben gerissen wurden. 




  Am 3. November 1918 kamen die Vertreter verschiedener kleiner Gruppen in Wien zusammen und beschlossen, die Kommunistische Partei18 Österreichs zu gründen. Die Partei umfasste bei ihrer Gründung ungefähr 50 Mitglieder. Mit der Gründung der Kommunistischen Partei gab es nun in Österreich ein Zentrum zur Sammlung aller revolutionären Kräfte.




  Am .12. November 1918 wurde vor dem Parlament in Wien die Republik ausgerufen. Zehntausende waren in die Stadt geströmt und begrüßten die Republik. Aber die Massen der Arbeiter und Soldaten,




  erwarteten nicht die bürgerliche, sondern die sozialistische Republik. Schon am 31. Oktober 1918 als die SP einen Parteitag abhielt, der ihre Politik in der Revolution festlegte, hatte Otto Bauer erklärt: „Die Massen sind von Unglück erfüllt, die Massen meinen, man müsse weitergehen, um die zunächst rein politische Revolution weiterzuführen zu einer sozialen. Demgegenüber müssen wir besonnen und fest bleiben.“




  Das Jahr 1918 und den Zerfall der ehemaligen Großmacht wird immer noch gerne als Katastrophe, aus der der »Staat, den keiner wollte« hervorging hingestellt. Für die herrschende Klasse war der Verlust von ökonomischer und politischer Macht wirklich katastrophal – die österreichische Arbeiterklasse erlebte von 1917 bis 1920 aber ihre Sternstunde. Die ersten Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts waren für die europäische Arbeiterklasse eine bewegte Zeit, das Ziel des Sozialismus schien zum Greifen nah und sozialdemokratische Parteien in allen Ländern definierten sich als revolutionär. Auch Österreich war da keine Ausnahme, sondern ganz im Gegenteil ein Herd des Klassenkampfes. Gegen Ende des I. Weltkrieges, dessen unzählige Opfer natürlich Arbeiter waren, wurde um das sozialistische Lager mit riesigen Streiks gegen Krieg und für Arbeitsrechte eine revolutionäre Periode eingeleitet. Als schließlich im November die Monarchie der Habsburger tatsächlich gestürzt wurde, geschah dies eher notwendigerweise wegen des Zerfalls des Vielvölkerstaates und des desolaten Zustands der kaiserlichen Armee, nicht wegen des Drucks von unten – der erhöhte sich erst später erneut. Der neuen Nationalversammlung gehörte die SPÖ an und musste nun in Koalitionsregierung mit den Christlich-sozialen realpolitisch beweisen, dass sie das System wirklich überwinden könne. In Wahrheit etablierte sich langsam eine bürgerliche Demokratie.




  Die 1918/19 beschlossenen Sozialgesetze bewegten sich durchwegs im Rahmen der kapitalistischen Ausbeuterordnung; zurzeit, da die Sozialgesetze beschlossen wurden, hatte die Arbeiterklasse die Kraft, noch viel mehr zu erreichen. Die Bourgeoisie zitterte um den Bestand des Kapitalismus überhaupt. Die spürbare Verbesserung des Lebens für die Mehrheit der Bevölkerung hatte trotzdem den gewünschten Erfolg: die Massen waren besänftigt, glaubten an die Wirkungsmacht von Reformen und hielten den revolutionären, gewaltsamen Weg der wenigen radikalen Kräfte für den schlechteren, ja unnötigen. Doch sobald dieser Effekt erreicht war – und zeitgleich auch noch Räte-Ungarn im August 1919 niedergeworfen wurde – war es mit der Sozialgesetzgebung auch vorbei. Bald saß das Bürgertum wieder fest im Sattel und ab 1920 war die Bewegung komplett ausgetrocknet.




  Doch die KPÖ war zu weit weg von den Massen, und so hatte die SPÖ noch immer das Vertrauen der meisten und fand ein Gegenmittel gegen die Revolution, das Wunder wirkte: die Sozialgesetzgebung. Ein hoher Beamter des Sozialstaatsamtes bekannte später: »Wollte man Ruhe und Ordnung bewahren und Verzweiflungsausbrüche hintanhalten, so musste man wenigstens auf sozialpolitischem Gebiet das möglichste vor kehren.« Und der Minister Hanusch selbst war sich sicher: »Nur unsere soziale Gesetzgebung war es, die den Arbeitern Vertrauen in diesen Staat und seine Regierung gab.« Sie hätte eine Entwicklung wie in Bayern und Ungarn verhindert, meinte er weiter. Anfangs wurden »nur« Arbeitslosenunterstützung, Sonntagsruhe und der Achtstundentag eingeführt, Krankenversicherung und Mieterschutz verbessert und den Gemeinden erlaubt, leer stehende Wohnungen und Zimmer in Luxuswohnungen an Obdachlose zu vergeben. Dann, mit zunehmendem Druck von der Straße, wurde es noch progressiver: Enteignung von Wirtschaftsbetrieben und Luxuswohngebäuden, Entschädigung von Kriegsopfern, die zwangsweise Einstellung von Arbeitslosen in Betrieben (Aufstockung um mindestens 20%) mit Kündigungsverbot, Recht auf Urlaub und das europaweit einzigartige Betriebsrätegesetz, das den Arbeiterräten außergewöhnlich große Rechte gab. Niemals wurde jedoch das privatkapitalistische Unternehmertum wirklich gefährdet.




   




   




  5. Das Rote Wien




   




   




  Spitzname von Wien war das „Rote Wien“ von 1918 bis 1934 aufgrund der sozialistischen Stadtregierung und ihres Programms. Neben der Gesundheits- und Schulpolitik war die Wohnbaupolitik ein Kernstück des Roten Wien. Die Gemeindebauwohnungen waren für damalige Verhältnisse groß und luxuriös ausgestattet, vor allem waren sie leistbar. Der Mietzins betrug nur etwa vier Prozent eines Arbeitereinkommens, die Mieteinnahmen finanzierten nur etwa ein Zwölftel der tatsächlichen Baukosten. Die Wohnungsvergabe war ein wirksames politisches Instrument. Um die Dimensionen des Machtkampfes darzustellen, der geführt wurde um ein „Rotes Wien“ zu ermöglichen, müssen die gesetzlichen Ausgangspunkte dieses Kampfes verdeutlicht werden. Die Auswirkungen der geänderten Rechtsnormen, die unter Druck und mit sehr viel Emotionalität erkämpft wurden, beeinflussen auch heute noch das Selbstverständnis der Wiener Stadtpolitik. Die Stadt Wien ist die Besitzerin der Gemeindebauten, daher ist ihr Selbstverständnis wichtig für das Erfassen der verinnerlichten Weltanschauungen und damit einhergehender Ordnungsstruktur von GemeindebaumieterInnen der ersten und zweiten Generation.




  Ab 1922 reagierte die Gemeinde Wien auf die allgemeine Wohnungsnot mit einem ehrgeizigen Programm. Innerhalb von zwölf Jahren wurden 348 Wohnanlagen mit mehr als 60.000 Wohnungen errichtet. Die Wohnungsnot war dramatisch. Die Zimmer-Küche-Wohnungen mit Fenster zum winzigen Lichthof waren im Schnitt nur 20 Quadratmeter groß. Noch 1917 hatten 95 Prozent der Arbeiterwohnungen keine eigene Wasserleitung. Die Miete verschlang ein Viertel eines Arbeiterlohnes. Schlafburschen und Bettmädel zur Finanzierung der Miete waren die Regel, weniger als die Hälfte der Arbeiter verfügte über ein eigenes Bett. „Diese Wohnungen“, notierte der liberale Sozialreformer Eugen Philippovich19 1894, „bieten keine Behaglichkeit und keine Erquickung. Wer in sie hinab gesunken oder hineingeboren wurde, muss körperlich und geistig verkümmern und verwelken oder verwildern.“ Und Gabriele Proft, eine spätere Führerin der Arbeiterinnenbewegung schreibt in




  ihren Erinnerungen: „In Ottakring, einem Proletarierbezirk, fand ich Quartier. Dort lernte ich am ersten Tag die Gefahren des Wohnelends kennen, als „Bettmädel“ in einer Wohnung, die für drei Erwachsene und zwei Kinder nur zwei Betten zur Verfügung hatte. Am nächsten Tag lief ich davon und nahm dann, weil ich kein Geld hatte und etwas anderes nicht finden konnte, einen Dienstplatz an.“




  Die ersten Gemeinderatswahlen nach dem allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrecht ohne Unterschied des Geschlechtes oder des Standes fanden in Wien am 4. Mai 1919 statt. „Bei diesen Wahlen erringen die Sozialdemokraten einen überwältigenden Sieg.“




  Wien stand vor gewaltigen Problemen: Leere Kassen, ein Heer von Arbeitslosen, eine angespannte Energiesituation, Hunger, schwere Gesundheitsprobleme in der Bevölkerung und nicht zuletzt große Wohnungsnot sind zu bewältigen.




  Die Arbeiter standen vor der unerbittlichen Notwendigkeit, mit jeder angebotenen Wohnung vorlieb nehmen und für die einen Preis zahlen zu müssen, der im Verhältnis zu ihrem Einkommen weitaus größer war als der Preis, den Wohlhabende für große Wohnungen entrichteten. Seit diesen ersten demokratischen Wahlen in Wien haben die SozialdemokratInnen bei jeder weiteren demokratischen Wahl in Wien ihre Mehrheit behaupten können.




  Bei der Machtübernahme der Sozialisten 1919 war es notwendig, sich zuerst um die Schulden der Stadt zu kümmern, die seit der Amtszeit von Karl Lueger20 angehäuft worden waren. Das wirksamste Argument der SP-Führer gegen die Weiterführung der Revolution war 1919 die Drohung mit dem Hunger. Die Massen hatten im Krieg gehungert, sie hungerten im Winter nach dem „Zusammenbruch“. „Die Arbeiterschaft glaubte an die Möglichkeit rascher und großzügiger Sozialisierung“, schrieb Julius Deutsch21 . Die SP-Führer glaubten nicht daran. Um aber ihren Einfluss auf die Arbeit er nicht zu verlieren, führten sie ein demagogisches Sozialisierungs-Manöver auf. Am 19. Feber 1919 erklärte die SP-Führung, sie sei für eine „Sozialisierung (Verstaatlichung) aller Wirtschaftszweige, die für diesen Zweck reif sind“. Dieser Erklärung schlossen sich auch die Christlichsoziale Partei und die Großdeutschen an. Es wurde eine „Sozialisierungskommission“ gebildet, deren Vorsitz Otto Bauer übernahm; sein Stellvertreter war Ignaz SeipeI22, der Führer der Reaktion. Der Kommission gehörten auch Leopold Kunschak23 (der spätere ÖVP24-Nationalratspräsident), der Großdeutsche Dr. Wutte (damals Generaldirektor der Steyr-Werke) und andere bürgerliche „Fachleute“ an. Schon der Charakter der Kommission zeigt, dass man nicht an sozialistische Maßnahmen, sondern bestenfalls an Verstaatlichungen dachte. Die einzigen „Sozialisierungen“, die durchgeführt wurden, erstreckten sich auf frühere Heeresbetriebe, die sowieso staatliches Eigentum waren. Der wichtigste Betrieb war das Wiener Arsenal, in dem 10.000 Arbeiter beschäftigt waren und das nun in mehrere „Gemeinnützige Gesellschaften“ umgewandelt wurde. Die Not der Arbeiterklasse nach dem „Zusammenbruch“ war ungeheuer. Die Kriegsbetriebe wurden gesperrt, es gab Rohstoff- und Brennstoffmangel. Im Mai 1919 gab es bereits 186,000 Arbeitslose, davon allein in Wien 131,000.




  Die breite Masse der Arbeiterschaft fühlte aber nach dem 22. Oktober 1920: dass der Weg nicht zum Sozialismus führte, sondern dass die Macht der Bourgeoisie wiederhergestellt worden war. Abermals erfasste die Arbeiterschaft tiefe Unruhe und Misstrauen gegenüber der SP-Führung. Diese verstand es, die ihr gefährlichen Stimmungen dadurch abzubiegen, dass sie nun eine „Oppositionspolitik“ betrieb und die Arbeiter durch die heftige Sprache der Opposition beruhigte. Die SP-Führung ersetzte die Illusion, sie verfolge eine zum Sozialismus führende Politik, durch eine neue Illusion, sie betreibe eine energische Oppositionspolitik.




  Die SP-Führung, tat alles, um den Kapitalismus zu retten.




  Zur Schuldentilgung führte der damalige Finanzstadtrat Hugo Breitner25 neue Steuerprinzipien ein. Der Finanzreferent der Gemeinde, Hugo Breitner, stellte die Frage: „Wer soll die Kosten des Krieges tragen; wer soll die Steuern zahlen, die Armen oder die Reichen?“ Und er antwortete: „Die Reichen.“ Tatsächlich führte Breitner eine Anzahl von Luxussteuern und eine starke Steuerprogression ein, das heißt, die Steuern wurden je nach Einkommen gestaffelt. Vor allem lehnte Breitner ab, die Gemeindeausgaben durch Anleihen zu decken, wodurch die Gemeinde finanziell und politisch in Abhängigkeit geraten wäre. Die Reaktion jammerte über den „Steuersadismus“ und „Steuerbolschewismus“ Breitners. Aber die Steuerpolitik Breitners blieb in ihren Grundzügen kapitalistisch. Ein beträchtlicher Teil der Einnahmen entstammte dem Anteil der Gemeinde an den Bundessteuern (40 Prozent der in Wien eingehobenen Massensteuern fielen an die Gemeinde; die Bundesregierung suchte diesen Anteil ständig zu schmälern, was ihr auch Schritt für Schritt gelang. Ein, großer Teil der asozialen, volksfeindlichen Massensteuern des Bundes floss also der Gemeinde zu. Die Steuerpolitik Breitners komme am kapitalistischen Profitsystem, an- der Ausbeutung der werktätigen Bevölkerung nichts ändern. Es ist richtig: es gab eine Besteuerung der Reichen; aber der größere Teil der Eingänge der Gemeinde stammte am den Taschen der kleinen Leute. Im „Roten Wien“ zahlten die Besitzenden höhere Steuern - aber sie blieben die Besitzenden. RothschiId zahlte 500,000 Schilling Hausgehilfinnensteuer im Jahr - aber in seiner Hand blieb die Kontrolle über die österreichische Wirtschaft. Breitners Steuerpolitik war sozial – sozialistisch konnte sie nicht sein.




  Nach wie vor kann man auf den Gemeindebauten des Roten Wien die Inschrift lesen: „Wohnhausanlage der Gemeinde Wien, errichtet aus den Mitteln der Wohnbausteuer.“ Diese Wohnbausteuer war die berühmteste aller Steuern des Finanzstadtrats Hugo Breitner, und sie in ihrer sozialen Bedeutung und ökonomischen Wirkung etwas näher zu betrachten, ist für die aktuelle Diskussion darüber, wie fortschrittliche Wohnungspolitik aussehen soll, sehr lehrreich.




  Die grundlegenden Änderungen bestanden in der Einführung direkter anstelle indirekter Steuern (z.B.: Wohnbausteuer, ab 1923 zweckgebunden), einer starken Progression für höhere Einkommen, dem Beschluss keine weiteren Schulden zu machen, der Einführung von Luxussteuern (Lustbarkeitsabgaben auf z.B.: Opern, Pferderennen und Ringkämpfe, Kraftwagenabgabe auf private Automobile, Hauspersonalabgabe, Pferde- und Hundeabgabe) und den Verzicht auf Reingewinne aus den städtischen Monopolbetrieben. Im Roten Wien wurden die Baukosten nicht aus Anleihen, sondern über laufende Steuereinnahmen aufgebracht, wodurch die Lösung des Problems der Wohnbaufinanzierung ohne Verschuldung der Gemeindekasse gelang. Die Steuereinnahmen der Gemeinde Wien waren zusammengesetzt aus: a) Erträgen aus eigenen Landessteuern, darunter Steuern auf Luxus und besonderen Aufwand sowie aus der Wohnbausteuer; b) Erträgen aus Zuschlägen zu staatlichen Steuern; und c) Anteilen am Ertrag der Bundessteuern.




  In der ersten Republik hatte die Sozialdemokratie mit der so genannten Breitnersteuer", den sozialen Wohnungsbau eingeführt und finanziert.




  Das entscheidende Mittel der Sozialdemokratie, ihren Einfluss auf die Massen der Arbeiterschaft zu behaupten, waren die Illusionen über das „Rote Wien“. Seit 1918 stand die Gemeinde Wien, die auf Grund der Verfassung von 1920 ein eigenes Bundesland wurde, unter sozialdemokratischer Verwaltung. Die sozialdemokratische Verwaltung der Gemeinde Wien wurde von den SP-Führern stets als große revolutionäre Errungenschaft gepriesen, als ein „Stück Sozialismus“, als „sozialistische Insel“. Aber das „Rote Wien“ hatte mit Sozialismus nichts zu tun. In Wien herrschten nach wie vor die Bedingungen und Herrschaftsverhältnisse des Kapitalismus, denen auch die sozialdemokratische Gemeindepolitik unterworfen war. Die Tätigkeit der sozialdemokratischen Gemeinde Wien trug den Stempel von Hugo Breitner und Professor Julius TandIer26, der eine der Finanzreferent, der andere der Leiter der Fürsorgetätigkeit der Gemeinde. In der kurzen Zeitspanne nach Überwindung der Nachkriegskrise und bis zum vollen Ausbruch der Weltwirtschaftskrise, also in der Zeit von sechs bis sieben Jahren, brachte die Fürsorgepolitik der Gemeinde Wien der Arbeiterschaft manche Erleichterungen und Verbesserungen. „Wer Kindern Paläste baut, reißt Kerkermauern nieder“ ist das berühmt gewordene Motto des Wiener Fürsorgewesens der Ersten Republik, das Julius Tandler als zuständiger Stadtrat entscheidend mitgeprägt hat. Seit Jahren umstritten sind aber Tandlers problematische Äußerungen zur Eugenik, allerdings anders als im Fall Lueger – keine Platzumbenennung rechtfertigen würde.




  Die Errichtung eines Prototyps österreichischer Wohlfahrtsstaatlichkeit im Roten Wien der Zwischenkriegszeit ist nicht ohne den historischen Kontext des Ersten Weltkriegs zu begreifen. Der massenhafte Tod auf den Schlachtfeldern, den der Staat seinen Bürgern abverlangte, veränderte das Verhältnis zwischen Individuum und Staat grundlegend. Im Jahr 1916 lieferte der spätere Leiter des Volksgesundheitsamtes (1919/20) und Gesundheitsstadtrat der Stadt Wien (1920-1934) Prof. Julius Tandler, zu dieser Zeit Dekan der Medizinischen Fakultät, den Anstoß zu einer Diskussion über die bevölkerungspolitischen Folgen des Krieges. Tandlers Vortrag „Krieg und Bevölkerung“, bestimmt für ein Fachpublikum, gibt einen aufschlussreichen Einblick in die weltanschaulichen Begründungszusammenhänge seines sozialpolitischen Engagements.




   Den Krieg interpretierte Tandler im Sinne des Sozialdarwinismus als „monumentale Zusammenfassung des vieltausendfältigen Kampfes ums Dasein“ und der Krieg sei „weder ein Rassenkrieg noch ein nationaler Krieg, vielmehr der Krieg bestimmter Interessentengruppen und demnach vor allem ein ökonomischer Krieg“, so galt Tandlers Hauptsorge doch hauptsächlich den biologischen Folgen. Er warnte vor den negativen Folgen des Krieges durch eine Umkehrung der „natürlichen Auslese“: „Der Krieg vernichtet oder schädigt nicht nur jene Bevölkerungsgruppe, welche reproduktiv die wertvollste ist, sondern er trifft auch innerhalb dieser Gruppe gerade die wertvollsten, indem er seine Selektion auf die Rekrutierung gründet.“ Daraus folgte seiner Meinung nach, „dass gerade durch den Umstand, dass so viele Untüchtige, also Minusvarianten, infolge des Krieges zur Reproduktion kommen, die Gefahr der Vermehrung dieser Minusvarianten für die nächste Generation größer ist als für die heutige und dass damit die nächste Generation noch mehr bemüßigt sein wird, diese Minusvarianten zu stützen. So grausam es klingen mag, muss es doch gesagt werden, dass die kontinuierlich immer mehr steigende Unterstützung dieser Minusvarianten menschenökonomisch unrichtig und rassenhygienisch falsch ist.“ Zu möglichen indirekten Auswirkungen des Krieges auf die „Tüchtigkeit eines Volkes“ zählte Tandler außerdem eine „erhöhte Rassenmischung“. Tandler schien es unzweifelhaft, dass die durch den Krieg hervorgerufene Vermischung vom biologischen Standpunkt aus unerwünscht war, „ob Reinzucht auch beim Menschen ein für die Rassentüchtigkeit besonders wichtiges Element ist oder nicht.“




   Um die Menschenverluste des Krieges auszugleichen, verlangte Tandler ein umfassendes Programm zur Hebung der Geburtenziffern und zur Verminderung der Sterblichkeit bis ins frühe Erwachsenenalter: „Zentralisation und Organisation, Opferwilligkeit und Hintansetzen persönlicher Eitelkeiten wird notwendig sein, um in der Fürsorge das zu leisten, was geleistet werden muss, das ist die Aufzucht möglichst vieler guter Elemente bis zum reproduktionsfähigen Alter.“




  In einem Diskussionsbeitrag 1930 bedauerte Tandler, dass „die Menschheit sich der Wichtigkeit der Erkenntnisse der Eugenik zu wenig bewusst ist und vor den vorbereitenden Aktionen zurückschreckt.“ Darunter verstand er in erster Linie „die Ausrottung des Minderwertigen“, ohne jedoch an dieser Stelle deutlich zu machen, welche konkreten Maßnahmen er damit verband.




  Er stellte auch eine Kosten-Nutzen-Rechnung auf, die die Erhaltung von unheilbar Kranken und Behinderten von vorneherein als Fehlinvestition erscheinen ließ: „Welchen Aufwand übrigens die Staaten für vollkommen lebensunwertes Leben leisten müssen, ist zum Beispiel daraus zu ersehen, dass die 30.000 Vollidioten Deutschlands diesen Staat zwei Milliarden Friedensmark kosten. Bei der Kenntnis solcher Zahlen gewinnt das Problem der Vernichtung lebensunwerten Lebens im Interesse der Erhaltung lebenswerten Lebens an Aktualität und Bedeutung.“




  Diese Errungenschaften, das Ergebnis des jahrzehntelangen Kampfes der österreichischen Arbeiter, wurden mit dem Verrat der sozialdemokratischen Führer an der Revolution bezahlt; sie waren ein vorübergehendes Zugeständnis der Bourgeoisie, die 1918/19 um ihre Macht gezittert hatte. Kaum saß die Bourgeoisie wieder fest im Sattel, begann sie eine heftige und hartnäckige Offensive gegen die „Fürsorgeinflation“, gegen den „revolutionären Schutt“; und die Sozialdemokratie wich Schritt für Schritt vor dieser Offensive zurück. Der wichtigste und populärste Bestandteil des „Roten Wien“ war die Wohnbautätigkeit der Gemeinde. Die Wohnungsverhältnisse waren in Wien schon vor dem Krieg besonders schlecht. Während der Kriegs- und Nachkriegszeit wurde nichts gebaut. Das Wohnungselend wurde unerträglich.




  Die Wahlen von 1923, die der Sozialdemokratie Erfolge gebracht hatten, wurden mit der Hauptparole des Kampfes gegen die Durchlöcherung des Mieterschutzes geführt. Zur Finanzierung des Wohnhansbaues wurde die „Wohnbausteuer“ eingeführt, durch die die Besitzer von größeren Wohnungen verhältnismäßig schwerer belastet wurden als die Besitzer von Kleinwohnungen.




  Die Wohnfläche der Gemeindewohnungen war sehr klein, 24, 38 und 48 Quadratmeter. Es gab keine Badezimmer. Aber die Wohnungen in den Gemeindeneubauten bedeuteten eine wesentliche Verbesserung gegenüber den Arbeiterwohnungen in den von den Kapitalisten gebauten Zinskasernen. Es gab große Höfe und Gärten, Kindergärten und Jugendheime, moderne Waschküchen usw., wodurch die Wohnverhältnisse der Gemeindemieter sehr verbessert wurden. Aber auch die Gemeindeneubauten konnten nichts daran ändern, dass die schönsten und besten Wohnungen in den Händen der Bourgeoisie blieben, dass die Bourgeoisie über mehr Wohnraum verfügte als die zahlenmäßig ungleich stärkere Arbeiterklasse.




   




  Mit der Ernennung von Engelbert Dollfuß27 zum Bundeskanzler im Jahr 1932, begann für Österreich eine Zeit der radikalen politischen Veränderung. Anfang September 1933 fand in Wien ein Katholikentag statt in dessen Rahmen DolIfuß bei einer Kundgebung auf dem Trabrennplatz über die weitere Entwicklung in Österreich klare und unmissverständliche Erklärungen abgab:




  „Die Zeit der liberalen kapitalistischen Gesellschaftsordnung, die Zeit der marxistischen Volksführung und Volksverführung, die Zeit der Parteiherrschaft ist vorbei. Die Vaterländische Front will den sozialen, christlichen, deutschen Staat auf ständischer Grundlage und unter autoritärer Führung.“




  Die Begleitmusik zu diesem Text lieferte Starhemberg28 in einer Rede, die er vor dem Wiener Rathaus hielt:




  „Herr Kanzler, für diese Wiener (die Heimwehrfaschisten) muss es unerträglich sein, dass da drin’ (im Rathaus) die Bolschewiken Wien beherrschen.




  Herr Kanzler schaffen Sie die heraus, die drin' sitzen. Herr Kanzler, warten wir nicht zulange, man soll das Eisen schmieden, solange es heiß ist“




  Als Antwort der Sozialdemokratie fand am 17. September eine gemeinsame Tagung des Parteivorstandes der Sozialdemokratischen Partei und des Bundesvorstandes der Freien Gewerkschaft statt. Das stürmische Verlangen breiter Schichten der Arbeiterschaft nach entschlossenen Aktionen wurde auch von dieser Tagung zurückgewiesen es wurden keinerlei konkrete Kampfbeschlüsse gefasst. Es wurden lediglich vier Punkte festgelegt, unter welchen Bedingungen die Arbeiter den Kampf aufnehmen sollten, und zwar:




  1. bei der Auflösung der Partei,




  2. bei der Auflösung der Gewerkschaften oder bei der Einsetzung eines Regierungskommissär für die Gewerkschaften,




  3. bei der Besetzung des Rathauses oder bei der eines Regierungskommissärs und .




  4. bei einem Oktroi (gewaltsame Aufzwingung) einer faschistischen Verfassung.




  Die Festlegung dieser vier Punkte bedeutete eine Demobilisierung der Arbeiterschaft, da es in dieser Situation drauf ankam, jeden einzelnen Angriff abzuwehren, von kleineren Aktionen zu größeren zu schreiten, um so zum Generalstreik und damit zum Entscheidungskampf zu gelangen.




  Als Hauptfehler bestand darin den Umstand, dass sich die Linken immer wieder von dem Schlagwort der SP-Führung: „Die Einheit der Partei ist die Hauptsache“ einfangen und dadurch von der konsequenten Vertretung einer revolutionären Politik abhalten ließ. Ein entscheidender Fehler war auch die in der Linken weit verbreitete Illusion, dass man die Sozialdemokratie von innen her umwandeln und zu einer revolutionären Partei machen könne. Eine weitere Schwäche zeigte sich im Verhältnis der Linken zur Kommunistischen Partei. Es gab wohl freundschaftliche Kontakte und Verbindungen, aber ein wirklich enges und festes Einheitsfrontverhältnis gab es nicht. Ohne ein festes Band der Einheitsfront zu den Kommunisten kann aber eine linke sozialistische Gruppierung ihre revolutionären Aufgaben nicht erfüllen, ohne eine solche Zusammenarbeit mit den Kommunisten besteht immer die Gefahr, dass das linke und oppositionelle Auftreten solcher Gruppen die Illusionen über den Charakter der SP verstärkt und viele revolutionäre Arbeiter von wirklich entscheidenden Schritten abhält.




  Im Herbst begann eine neue Serie von Verhandlungen der Regierung Dollfuß mit den Nazis. Den Auftakt machte im Oktober Schuschnigg29, der in München mit Heß und Himmler verhandelte.




  Die nächste Etappe waren Verhandlungen in Wien und in München, bei denen als gemeinsame Mittelsmänner der Regierung Dollfuß und der verbotenen Nazipartei die früheren großdeutschen Parlamentarier Langoth und Foppa auftraten. Diese Verhandlungen führte teils Dollfuß selbst, teils der damalige Landeshauptmann von Oberösterreich, Dr. GIeißner. Um in Verhandlungen mit den Faschisten zu kommen, schien der sozialdemokratischen Parteiführung der Landeshauptmannstellvertreter von Niederösterreich, Oskar Helmer30, zu sein. Wochenlang versuchte Helmer, mit Dollfuß ins Gespräch zu kommen. Der Sozialist Otto Leichter31 schreibt darüber:




  „Der Rückzug der Partei, der in den niederösterreichischen Verhandlungen seinen Ausdruck fand, hat nicht unwesentlich zur Zermürbung beigetragen.“




  Selbstverständlich war eine solche Haltung der sozialdemokratischen Parteiführung nichts anderes als eine Hilfe für die Faschisten, ihr faschistisches Gedankengut in die Arbeiterschaft einzuschmuggeln.




  Steidle sagte zu Starhemberg Anfang Februar in Innsbruck: „Jetzt hat aber der parlamentarische Spaß ein Ende, jetzt wollen wir mit dem Aufräumen anfangen.“




  Am 1. und 2. Februar kam es zu umfassenden Waffensuchen in sozialdemokratischen Heimen und zu Massenverhaftungen sozialdemokratischer Funktionäre. Am 3. Februar wurden die Führer des Schutzbundes, Major EifIer und Hauptmann Löw und zusammen mit ihnen fast alle Kreis- und Bezirksführer des Schutzbundes verhaftet. Am 5. Februar wurden das Haus und die Druckerei der sozialdemokratischen Parteizeitung Tirols von der Heimwehr besetzt und vollkommen verwüstet. Am 6. Februar besetzte die Heimwehr strategische Punkte in Linz und verlangte die Durchführung der gleichen Maßnahmen wie in Tirol. Am 7. Februar wurde die gleiche Aktion in der Steiermark und im Burgenland durchgeführt und am 8. Februar in Vorarlberg. Diese faschistischen Staatsstreichaktionen fanden auch die von Unterstützung des hohen Klerus. Der Linzer und der Tiroler Bischof unterstützen offen die Heimwehrforderungen auf Beseitigung der demokratisch gewählten Landesregierungen. Die Reichspost vom 9. Februar schrieb darüber:




  „Diese Kundgebung des Klerus für die Erneuerung Österreichs ist. wie das katholische Organ Tirols mit Recht feststellt, von größter Bedeutung.“




  Am 8. Februar wurde das Parteihaus der Sozialdemokratie in der Rechten Wienzeile vom heimwehrfaschistischen Schutzkorps besetzt und einer zweitägigen gründlichen Hausdurchsuchung unterzogen. Am 10. Februar wurden dem Wiener Bürgermeister Seitz alle Sicherheitsahngelegenheiten entzogen und dem Wiener Polizeipräsidenten als Bundessicherheitskommissär für Wien übergeben. Am 11. Februar veröffentlichte die Reichspost ein Interview mit Dollfuß, in dem er sagte:




  „Wir werden voraussichtlich schon bald darangehen können, unsere Pläne in die Tat umzusetzen. In der letzten Zeit hat sich die vaterlandstreue Bevölkerung aller Bundesländer, allen voran die heimattreuen Wehrverbände, mit größter Entschiedenheit aufs Neue zu meinem Programm bekannt. Das allgemeine Begehren geht nach dessen möglichst rascher Durchführung. Ich freue mich dieses Ernstes und der Entschlossenheit breitester Bevölkerungsschichten, am Neuaufbau unseres Staates mitzuwirken. Ich werde, gestützt auf diesen Willen der Bevölkerung, dafür sorgen, dass der Umbau des Staates sich in möglichster Raschheit vollziehe.“




  Und am Nachmittag des 11. Februar gab der Heimwehrvizekanzler Fey32 eine klare Ankündigung dessen, was für den nächsten Tag geplant war: Er sagte bei einer Gefechtsübung der Heimwehr in Strebersdorf:




  „Ich kann euch beruhigen, die Aussprachen von vorgestern und gestern haben uns die Gewissheit gegeben, dass Kanzler Dr. Dollfuß der unsrige ist. Ich kann euch noch mehr, wenn auch nur mit kurzen Worten, sagen: Wir werden morgen an die Arbeit gehen und wir werden ganze Arbeit leisten."




  Damit war das Signal für den 12. Februar gegeben.




  Die Faschisten gingen am nächsten Tag an die Arbeit, mit Kanonen und Galgen zerschlugen sie die letzten Reste der österreichischen Demokratie, zertrümmerten sie die Sozialdemokratie und ihre großen Massenorganisationen und errichteten die offene und unverhüllte faschistische Diktatur.




  Am 10. Februar erschien eine Sonderausgabe der illegalen „Roten Fahne“. Die Kommunistische Partei schlug Alarm, sie rief die österreichische Arbeiterschaft zum entschlossenen Kampf:




  „Schlagt den Faschismus nieder, ehe er euch niederschlägt! Legt sofort die Arbeit nieder! Streikt! Holt die Nachbarbetriebe heraus! Wählt Aktionskomitees zur Führung des Kampfes in jedem Betrieb! Geht auf die Straße! Entwaffnet die Faschisten! Die Waffen in die Hände der Arbeiter! Generalstreik! Sofortige Auflösung aller faschistischen Organisationen! Weg mit den faschistischen Kommissären! Weg mit dem faschistischen Verwaltungskomitee der Arbeiterkammer33! Sofortige Wiederherstellung der Presse-, Versammlungs-·, Koalitions- und Streikfreiheit! Sofortige Freilassung aller antifaschistischen Gefangenen! Weg mit der Todesstrafe und dem Standrecht! Weg mit der Henkerregierung!“.




   




   




   




  6. Die Demontage des „Roten Wien“




  




   




  Der 12. Februar 1934 ist auch der Beginn der Demontage des „Roten Wien“.




  Erklärung der Linken am sozialdemokratischen Parteitag 1933:




  „Die Politik der Parteiführung seit dem März dieses Jahres ist eine Politik des Abwartens, eine Taktik, die sich alle Termine, alle Kampfsituationen vom Gegner vorschreiben lässt. Diese Taktik ist falsch. Die Regierung hat in den letzten Monaten ihre Taktik selbst den politisch Blinden zu erkennen gegeben. Nicht einen stürmenden, sondern einen schleichenden Faschismus haben wir abzuwehren.




  Die Taktik, die sagt: Heute nicht, morgen nicht, aber wenn die Regierung das und das tun wird, werden wir den Generalstreik proklamieren, ist falsch. Erstens wird die Regierung nicht das und das tun und zweitens ist der Generalstreik nicht ein Allheilmittel; er ist die letzte Steigerung vieler wachsender Klassenkampfaktionen, Streikbewegungen, Arbeitslosenkundgebungen usw. Eine Partei, die den Kampf will, muss jede Teilaktion weitertreiben, die Front von Woche zu Woche verbreitern, immer größere Massen mobilisieren, die Ruhe und Ordnung mit immer heftigeren Stößen erschüttern und so die Entscheidung herbeiführen. Das ist nicht geschehen. Der Bergarbeiterstreik in der Steiermark, von den Nazis angezettelt, hat uns die Möglichkeit gegeben, die Klassenfront mit allen Bergarbeitern herzustellen, den Streik auf alle Bergwerksgebiete auszudehnen, die Hakenkreuzler zu entlarven und die Führung zu übernehmen. Die Parteiführung hat diese Möglichkeit nicht ausgenützt, sozialdemokratische Mandatare haben vermittelnd eingegriffen, anstatt die Bewegung weiter zu treiben. Ähnlich war es in Kematen; die Arbeiter von Kematen haben allen Genossen ein Beispiel gegeben, doch wie es scheint haben auch dort höhere Funktionäre vermittelnd eingegriffen und der Streik wurde abgebrochen, ohne zu einem Erfolg geführt zu haben. Aber solange diese alten Methoden sich nicht grundsätzlich ändern, ist die Generalstreikparole nicht ernst zu nehmen, ist alle Aktivität nur eine Scheinaktivität. Wir dürfen nicht länger warten, wir müssen zum Angriff übergehen, wenn die Arbeiterschaft nicht an der Sozialdemokratie verzweifeln und in tödliche Indifferenz versinken soll.




  Wir müssen zum Angriff übergehen mit einem klaren Forderungsprogramm, mit einem Ultimatum an die Regierung. Unsere Minimalforderungen haben zu lauten: Aufhebung aller Notverordnungen, Wiederherstellung aller Arbeiterrechte. Unterstützung für alle Arbeitslosen. Auflösung und Entwaffnung aller faschistischen Formationen. Wenn die Regierung unsere Forderungen nicht erfüllt, muss der Sturz der Regierung und die Wahl einer Regierung der Arbeiter und Bauern unser unmittelbares Kampfziel sein.




  Um diese Politik des revolutionären Widerstandes gegen den Faschismus mit der nötigen Festigkeit durchführen zu können, muss die Partei sich nicht nur im Prinzip, sondern auch in der Organisation den neuen Kampfnotwendigkeiten anpassen.




  Wir schlagen also vor, der Kerntruppe der Bewegung, den Arbeitern und Arbeitslosen organisatorisch besondere Rechte einzuräumen und zu diesem Zweck Arbeiterräte in die Parteiorganisationen einzubauen. Diese Arbeiterräte sind von den Betrieben, den Arbeitslosen und den Ordnerformationen zu wählen. Diesen Arbeiterräten ist die unmittelbare Kontrolle über die Parteiführung zu übertragen; ihre Beschlüsse haben der Partei die politische Linie und die taktischen Maßnahmen vorzuzeichnen. Um den Arbeitslosen die nötige Mitbestimmung zu sichern, müssen unverzüglich in allen Bezirken und bei allen Gewerkschaften Arbeitslosenkomitees gewählt werden; diese Arbeitslosenkomitees entsenden ihre Delegierten nicht nur in den Arbeiterrat, sondern auch in alle Körperschaften der Partei und Gewerkschaften: Nur wenn die Führung der Partei von unten, an den Massen der Arbeiterschaft emporwächst und den Massen unmittelbar verantwortlich bleibt, ist die Bürgschaft für die höchste Kampfkraft der Arbeiterklasse gegeben. Für uns ist die notwendige Umgestaltung der Partei keine Personalfrage, sondern eine Frage der prinzipiellen Neuorientierung mit allen ihren organisatorischen Konsequenzen.




  Wir sind überzeugt, im Namen der proletarischen Kerntruppe unserer Partei zu sprechen. Hört auf die Stimme dieser Kerntruppe, missachtet nicht ihre Forderungen. Wir sind eine Minderheit vor dem Parteitag, wir sind eine Mehrheit in dem besten und aktivsten Teil der Arbeiterschaft. Noch ist in Österreich nichts verloren, noch ist der Kampf zu gewinnen, wenn wir alle revolutionären Energien der Partei mobilisieren. Es liegt uns nichts daran, gegen die Partei Recht zu behalten. Es liegt uns alles daran, mit der Partei zu siegen.“




  Zuerst einmal einige Stimmen zum 12. Februar:




  ‚Reichspost’, am 14. Februar 1934:




  „An den Ecktürmen des Wiener Rathauses flatterten die Fahnen der österreichischen Heimat ... Die rote Bastille ist erstürmt, das Vorwerk des Bolschewismus in Mitteleuropa, diese Herausforderung und Drohung in Permanenz, ist aus der Bundeshauptstadt verschwunden ...“




  ‚Chicago Daily News’:




  „Ich sah die Resultate des Kanonenfeuers, mit dem Dollfuß die sozialistische Regierung von Wien vernichtete, eine der blutigsten, unnötigsten und unentschuldbarsten Verwendungen bewaffneter Macht gegen hilflose Frauen und Kinder, die die Geschichte kennt ...“




  ‚New York Times’:




  Warum die Sozialisten das Objekt dieses Angriffes wurden ist immer noch ein Rätsel ... Es waren doch nicht die Sozialisten, sondern die Nazis, die Bomben in ganz Österreich zur Explosion brachten ... Die Unsinnigkeit, der Wahnsinn und die Gemeinheit der ganzen Angelegenheit wird mit jedem Detail offensichtlicher ...“




  ‚Arbeiter-Zeitung’, am 25. Februar: (in Brünn gedruckt)




  Die Regierung ... hat die Freiheitsrechte, die die Verfassung dem österreichischen Volke zugesichert hat, vernichtet, alle sozialen Errungenschaften der Arbeiter und Angestellten mit Füßen getreten ... Elf Monate lang haben wir das Unerträgliche ertragen. Elf Monate lang alles Menschenmögliche versucht, um zu einer friedlichen, verfassungsmäßigen Entwirrung der politischen Krise zu gelangen. Aber unsere Feinde wollten den Frieden nicht ...“




  Was geschah am 12. Februar?




  In den Mittagsstunden kamen Kriminalbeamte in das Büro des Bürgermeisters Karl Seitz und forderten ihn auf, sein Büro zu verlassen. Dieser lehnte jedoch ab. In der Zwischenzeit besetzten die Militärs und die Heimwehr das Wiener Rathaus. Etwa um 17 Uhr drangen wieder Kriminalbeamte bei Sitz ein. Der beschwerte sich telefonisch beim Polizeipräsidenten: „Ich weiche nicht dem Verfassungsbruch, ich weiche nur der Gewalt“. Bürgermeister Seitz wurde aus seinen Arbeitsräumen getragen und in das Polizeigefangenenhaus eingeliefert.




  Am nächsten Tag übernahm der christlichsoziale Politiker Richard Schmitz die Geschäfte. Sein Stellvertreter war der von der Vaterländischen Front vorgeschlagene Soziologe Ernst Wimmer34.




  Der 12. Februar 1934, an dem sich Teile der österreichischen Arbeiterklasse bewaffnet gegen die Errichtung der offen terroristischen Herrschaft zur Wehr setzten, stellt einen Knotenpunkt in der Geschichte des Klassenkampfes der österreichischen und internationalen Arbeiterklasse, der Entwicklung der österreichischen Arbeiterbewegung dar.




  Um die Februarkämpfe und die Niederlage des österreichischen Proletariats verstehbar zu machen, ist es notwendig, sich mit ihrer Vorgeschichte sowie ihren Folgen zu befassen, sie historisch einzuordnen und Verallgemeinerungen aus den positiven sowie den negativen Erfahrungen zu ziehen.




  Mit dem Freispruch der Arbeitermörder von Schattendorf und der blutigen Niederschlagung der darauf folgenden Massendemonstrationen lieferte der 15. Juli 1927 der Reaktion den Beweis, dass es möglich war die sozialen und politischen Errungenschaften der Arbeiterklasse zu beseitigen, "den revolutionären Schutt wegzuräumen", wie dies der christlichsoziale Bundeskanzler Prälat Ignaz Seipel bildhaft formulierte. Insofern stellt dieses Ereignis einen Einschnitt in der Geschichte der ersten Republik dar. Von nun an gingen die faschistischen Kräfte in die Offensive.




  Beim Begräbnis der Opfer warnte der KPÖ-Vorsitzende Johann Koplenig35:




  „Der Faschismus marschiert. Er rüstet, ermutigt durch die Juliniederlage der Arbeiterschaft, zu neuen Morden. Die österreichische Arbeiterschaft ist nicht geschlagen, wenn sie die richtigen Lehren zieht und ihren Weg ändert.“




  Die Führung der Sozialdemokratie änderte ihren Weg nicht, zog keine Lehren aus den Ereignissen des 1927er Jahres, im Gegenteil. Zwar verkündeten ihre Führer, die Sozialdemokratie werde der Reaktion mit Mitteln der Diktatur entgegentreten, die Sozialdemokraten stünden Gewehr bei Fuß, bereit die Diktatur des Proletariats zu errichten sollten die Kapitalisten weiter gegen die Arbeiterklasse und ihre Verbündeten vorgehen, sollten sie die Demokratie beseitigen wollen. Doch die Sozialdemokratie wich immer weiter zurück, lehnte eine von der KPÖ vorgeschlagene Einheitsfrontpolitik stets ab und nahm die Faschistisierung fast widerstandslos hin.




  Als das Parlament im März 1933 de facto aufgelöst wurde, gelang es der SPÖ, die Massen, denen es um den Erhalt der bürgerlichen Demokratie ging, vom Kampf abzuhalten, indem sie abwiegelte, beschwichtigte und keinerlei Kampfesbereitschaft signalisierte.




  Das Verbot des Schutzbundes, der meisten Arbeiterorganisationen sowie der KPÖ wurde völlig kampflos hingenommen.




  Als die faschistischen Kräfte im Februar 1934 eine weitere Provokation gegen die österreichische Arbeiterbewegung setzten und die revolutionären Massen sich militärisch zu Wehr setzten, zeitigte die klassenverräterische Politik der Sozialdemokratie trotz heldenhaften Kampfes zig-tausender Arbeiter ihre Folgen. Trotz militärisch äußerst günstiger Ausgangsbedingungen erlitt der Schutzbund wegen der selbstmörderischen Defensive eines Großteils seiner Führer im Kampf eine Niederlage.




  Georgi Dimitroff, meist nur Georgi Dimitrow genannt, war ein bulgarischer Politiker der Bulgarischen Kommunistischen Partei und Begründer der Dimitrow-These- Geboren:18. Juni 1882, Kovachevtsi, Pernik Province, Bulgarien; Gestorben: 2. Juli 1949, Sofia, Bulgarien, er schrieb in seinem Brief an die österreichischen Arbeiter:




  „Nein, nicht der bewaffnete Kampf der österreichischen Arbeiterklasse war ein Fehler. Der Fehler Bestand darin, dass dieser Kampf nicht organisiert war und nicht auf revolutionäre, bolschewistische Weise geführt wurde. ... Euer bewaffneter Kampf war dem Wesen nach ein Kampf um die Wiederherstellung der von Dollfuß gebrochenen Verfassung. Er ist nicht über diesen Rahmen hinausgegangen...“




  Die Kommunistinnen und Kommunisten haben im Februar 1934 wie schon in den Jahren davor entschlossen und heldenhaft gekämpft. Im Anschluss an die bitteren Erfahrungen der Februarkämpfe 1934 war es eine hervorragende Leistung der KPÖ in den folgenden Monaten und Jahren, die klassenkämpferischen Teile der österreichischen Arbeiterklasse zu organisieren. Das konnte allerdings an der historischen Niederlage nichts mehr ändern und die österreichischen Austrofaschisten lieferten binnen weniger Jahre ihren maroden Staat dem deutschen Kapital und Nazifaschismus aus.




  Die revolutionären Teile der österreichischen Arbeiterbewegung hatten in den 1930er Jahren die Gefahr des deutschnationalen Nazifaschismus in Österreich unterschätzt. Doch während die Revolutionären Sozialisten die österreichische Nation bis Mitte der 40er Jahre leugneten und damit der Nazipropaganda auch in den Reihen der Arbeiterklasse Vorschub leisteten, entwickelte die KPÖ (unter Federführung von Alfred Klahr36 in Übereinstimmung mit der KomIntern37) um 1936 die Frage der österreichischen Nation theoretisch und schuf eine politische Linie für den Kampf um ein antifaschistisch-demokratisches Österreich.




  Die heldenhaften Kämpfer und Kämpferinnen des 12. Februar 1934 legten aber auch den Grundstein für den Kampf der Interbrigadisten gegen die spanischen Faschisten und jene Partisaneneinheiten, die einen gewichtigen Beitrag für die Befreiung Österreichs vom Nazifaschismus leisteten.




  Im „Hotel Schiff“, in Linz, befand sich die Einsatzzentrale des oberösterreichischen Schutzbundes, also des militärischen Armes der Sozialdemokratie. Die „schwarze“ Heimwehr fieberte nur dem Kommando ihres Bundesführers Emil Fey entgegen, die Schutzbündler zu entwaffnen. Der Vizekanzler war entschlossen, mit eigenmächtigen Hausdurchsuchungen den autoritär regierenden Bundeskanzler Engelbert Dollfuß zu zwingen, die SDAP endlich zu verbieten. Was ja auch geschah.




  So trieben die beiden unversöhnlichen Lager ausweglos der blutigen Konfrontation zu. Bernaschek, inzwischen auch oberösterreichischer Landesparteisekretär, stellte sich auf einen bewaffneten Widerstand vor, sollte die Heimwehr bei ihm Durchsuchungen wagen. Eine Weisung der Wiener Parteileitung, noch stillzuhalten, erreichte Bernaschek nicht mehr. Im Februar des Jahres 1934, schaffte es der Schlosser Richard Bernaschek für ein paar Tage zu internationaler Berühmtheit. Er sorgte für jenen Funken, der das Pulverfass in die Luft jagte, das sich damals österreichische Innenpolitik nannte – Richard Bernaschek, der Mann aus dem Linzer „Hotel Schiff“. Er kam in U-Haft, Tod durch den Strang erschien gewiss. Da half ihm ein illegaler Nazi, der das Dollfuß-Regime genauso hasste wie es die SDAP tat: Der Justizwachbeamte Karl Dobler schmuggelte Bernaschek über Schärding zu seinen Gesinnungsgenossen nach Bayern. Nach einer Odyssee durch halb Europa – auch in Moskau war er – konnte Bernaschek 1939 als Maschinenmeister wieder in Linz Fuß fassen, er musste nicht einrücken. Aber am 21. Juli 1944, also bereits einen Tag nach dem missglückten Stauffenberg-Attentat, holte ihn die Gestapo. Im KZ Mauthausen wurde Bernaschek gefoltert und schwer verletzt. 19 Tage vor der Befreiung durch die US-Army, am 18. April 1945 also, tötete ihn ein SS-Oberscharführer durch Genickschuss. Seine Leiche wurde sofort auf dem Gelände des Konzentrationslagers verbrannt.Sie war von der Polizei abgefangen worden: „Das Befinden des Onkels Otto und der Tante wird sich erst morgen entscheiden. Ärzte raten abzuwarten, vorerst noch nichts unternehmen. Tantes Zustand fast hoffnungslos. Verschiebe deshalb Operation bis nach Ärztekonsilium am Montag.“




  Am 12. Februar, um 7.30, begann im Linzer „Hotel Schiff“ die Suche der Heimwehr nach dem umfangreichen Waffendepot. Die in die Enge getriebenen Schutzbündler begannen aus dem Innenhof zu schießen, während Bernaschek abgeführt wurde. Der österreichische Bürgerkrieg hatte begonnen. Er dauerte drei Tage, gekämpft wurde vor allem in Oberösterreich, in der Steiermark und natürlich in Wien um jeden Gemeindebau. Die schreckliche Bilanz: 200 tote Schutzbündler, 128 gefallene Polizisten und Regierungssoldaten.
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